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Die Stadtverordneten beschäftigten sich in ihrer heutigen
Sitzung, die unter dem Vorsitz des ersten Vorstehers Justizrat
Dr . Alberti stattfand, hauptsächlich mit der Beratung und Fest¬
stellung des Haushaltsplans für das Rechnungsjahr 1916.

Den
Bericht des Finanz -Ausschuffcs über den Etat der Ordentlichen

Verwaltung
für das Rechnungsjahr 1616 erstattete besten Vorsitzender, Stadtv.
Tr . Dreher , der ausführte : Die Einnahmen sind vermindert und
unsicherer geworden, während viele Ausgaben gestiegen und neue
hinzugekommen sind. Besonders schwierig wurde die diesjährige
Behandlung des Etats dadurch, daß der Magistrit die Etatisierung
nach einem neuen , schon in den Vorjahren bei den Master- und
Lichtwerken angebahnten Schema anordnete und außerdem die bis
jetzt gesondert behandelten Etats der Zweigverwaltungen mit der
Hauptverwaltung vereinigt und dabei noch nebenher eine Neuglie-

.derung des Gesamtetats eingeführt werden sollte. Nach dem neuen
- Schema sollte jede einzelne Abteilung der Verwaltung in eine
ordentliche und eine außerordentliche geteilt und ihnen außer der
Kasse die Kämmerei gegenübergestcllt werden, welch letztere mit
den Worten des Herrn Dezernenten „alle diejenigen Buchungen
umfaßt , die bisher nicht veröffentlicht worden sind und die auch
nicht der Genehmigung durch die Stadtverordneten -Versammlung
unterliegen ". Schließlich solle das in dem 8 81 der Städteordnung
vorgeschriebene Lagerbuch über alle Teile des Vermögens der Stadt¬
gemeinde, zu dem schon früher Anläufe genommen worden waren,

, gründlich eingerichtet und aus Grund dieses Lagerbuchs das Ver¬
mögen der Stadtgemeinde festocstellt werden. Jede einzelne Ver¬
waltung war dabei mit der Verzinsung und Tilgung ihrer Be¬
hausung zu belasten, was bis jetzt bei der Krankenhausverwaltung,
der Leihhaus - und der Schulverwaltung unterlassen worden war.
Die Einnahmen sollen in diesem Haushaltsplan unverändert stehen
bleiben, trotzdem einige derselben angesichts der kritischen Zeiten
dem Ausschuß reichlich hoch eingesetzt zu sein scheinen.

Was die Ausgaben betrifft , so zeigt der Haushaltsplan , daß
der Magistrat sich des Ernstes dieser Jahre ' vollständig bewußt ist.
Daraus schöpft der Finanz -Ausschuß die Ueberzeugung, daß auch
nach Genehmigung durch die Stadtverordneten -Versammlung der
Magistrat nur solche Ausgaben erlauben wird, die sich zur Zeit ihrer
Anforderung als absolut notwendig erweisen werden. Die Er¬
höhung der städtischen Einkommensteuer um 20 Prozent auf 145
Prozent war nicht zu vermeiden, doch bleibt auch bei 145 Prozent
Wiesbaden noch immer eine der nicdrigst besteuerten deutschen
Städte . Die Erhöhung hätte eine noch weit stärkere sein müssen,
wenn nicht die industriellen Betriebe der Stadt durch Ablieferung
ihrer Gewinne und Rücklagen das ordentliche Budget mit nicht
weniger als 2 686 422 Mark entlastet hätten . In diesem Betrage
stecken aber außer den glatten Ueberschüsten von 1487 814 Mark
noch Rücklagen für vorgesehene, aber gegenwärtig ausgesetzte Til¬
gung im Betrage von 486 192 Mark und Rücklagen für Erneuerun¬
gen, die aus Anleihemitteln bestritten werden sollen, mit 712 416
Mark, zusammen 2 686 422 Mark.

Dadurch, daß iu dem vorliegenden Haushaltsplan auch die bis¬
her gesondert behandelten Etats aller Zweigverwaltungen aus¬
genommen und organisch damit verbunden sind, ist die Gesamt¬
summe der Einnahmen und Ausgaben gegen früher eine ungleich
größere geworden. Der Etat der Ordentlichen Verwaltung schließt
ab in Einnahme und Ausgabe gleichlautend mit 21 521 940.84 Mark,
der Etat der Außerordentlichen Verwaltung , über den ein Sonder¬
bericht vorliegt, mit 3 575 150.92 Mark. Dementsprechend beantrag:
der Finanz -Ausschuß:

„Die Stadtverordnetenversammlung wolle der Festsetzung
des Haushaltsplans der Ordentlichen Verwaltung für das Rech¬
nungsjahr 1916 in Einnahmen und Ausgaben, gleichlautend auf
21 521940.84 Mark, zustimmen und genehmigen, daß für das
Rechnungsjahr an Steuern erhoben werden: 1. eine Gemeinde¬
einkommensteuer von 145 Prozent der Staatssteuer , 2. eine Ge¬
werbe- und Betriebssteuer von je 150 Prozent der staatlich ver¬
anlagten Gewerbe- und Betriebsfteuer , 3. 2 pro Tausend des ge¬
meinen Wertes der Gebäude und Grundstücke, gleich 138,19 Pro¬
zent der vom Staate veranlagten Grund - und Gebäudesteuer. Die
Durchschnittsbelastung der Realsteuer beträgt damit 139,59 Pro¬
zent. Zugleich bittet die Versammlung den Magistrat , veranlassen
zu wollen, daß in dem nächstjährigen Etat mehr Details , etwa
in dem Umfange der bisher gebräuchlichen, gegeben werden, damit
jeder Stadtverordnete auch ohne Durchprüfung von vielen Tabel¬
len, ein klares Bild davon erhält , für was die verschiedenen Posten
eingesetzt sind. Die jetzigen Tabellen, welche noch nicht alle fertig¬
gestellt sind, wird der Magistrat in den nächsten Monaten einer
gründlichen Nachprüfung unterziehen und dabei die ihm ent¬
sprechend dünkenden Aenderungen in obigem Sinne anordnen ."

Auch den
Bericht des Finanz -Ausschusses über den Etat der

Außerordentlichen Verwaltungen für das Rechnungsjahr 1916
rrstatete Stadtv . Dr . Dreher . Die außerordentlichen Ausgaben
der verschiedenen Verwaltungen hat der Magistrat mit 3 575 150.92
Mark in den Haushaltsplan für 1916 eingestellt und ihnen gegen¬
über einen Anleihebedarf von 2 345 570.92 Mark. Die Verteilung
auf die einzelnen Verwaltungen ist aus Seite 273 des jedem Stadt¬
verordneten zugestellten gedruckten Haushaltsplans ersichtlich, so
daß sich die Wiederholung an dieser Stelle erübrigt . Wieviele dieser
Posten unter den gegenwärtigen ernsten Verhältnissen wirklich im
Laufe des Jahres ausgegeben werden müssen, läßt sich zur Stunde
schwer beurteilen , da die Dauer und der Ausfall des leider heftig
weiter tobenden Krieges in erster Linie mitbestimmend sein werden.
Der Magistrat wird auch nach erfolgter Feststellung des Budgets
durch die Stadtverordnetenversammlung jede Ausgabe zur Zeit ihrer
Anforderung nochmals peinlich auf ihre absolute Notwendigkeit
prüfen , und bei größeren neuen Posten die Einzelheiten , wie bisher,

^nochmals der Stadtverordnetenversammlung vorlegen, bevor die Er¬
mächtigung dazu gegeben wird. Darauf gestützt, beantragt der
Finanz -Ausschuß die Festsetzung des Haushaltsplanes der Außer¬
ordentlichen Verwaltungen auf 3 575 150.92 Mark, gleichlautend in
Einnahme und Ausgabe. Die Schuldentabelle am Schlüsse des
Haushaltsplanes zeigt eine Schuldenabnahme im Laufe des Jahres
1915 von nicht weniger als 2 118 816.71 Mark, von welcher Schulden¬
minderung allein auf die Hauptverwaltung 1 577 362.71 Mark ent¬
fallen. Tie erwähnte Tabelle enthält die städtischen Schulden bloß
so weit , als Obligationen dafür ausgegeben worden sind. Neben
diesen Obligationen schuldeten wir am 1. April 1916 aber noch für
Geldaufnahmen in laufender Rechnung bei der Nastauischen Landes-
bank und anderen Instituten rund 1014 Millionen , die das schöne
Bild wieder etwas verdüstern. Rund 214 Millionen davon sind in
dem jetzt abgelaufenen Jahre in der Hauptsache für Erweiterung
der Wasser- und Lichtwerke, Fertigstellung des Museumsneubaues
»ist» der Erweiterungsbauten des städtischen Krankenhauses, sowie
des Lyzeums II am Boseplatz, ausgegeben worden. Die übrigen
'̂ Millionen können als eigentliche Kriegsschulden, Vorlagen für den
Staat und für Lebensmittelversorgung bezeichnet werden. Es kann
erwartet werden, daß ein großer Teil dieser 8 Millionen nach glück¬
licher Beendigung des Krieges wieder ' "I Stadt ersetzt wird. In¬

zwischen mußte aber das Geld auf diese Weise ausgenommen wer¬
den, da es uns , wie allen übrigen deutschen Städten , während des
Krieges schwer fallen dürfte , eine Obligationenanleihe zu vernünf¬
tigen Bedingungen unterz Bringen , so hoch auch der Kredit Wies¬
badens berechtigterweise stevt.

Zu der Beratung der Haushaltspläne der Residenzstadt Wies¬
baden für das Rechnungsjahr 1916 ergreift zunächst

Oberbürgermeister Geheimrat Glässtng
das Wort zu einer längeren Rede. Er führte u. a. aus:

„Meine Herren ! Es ist bezeichnend für die Schwere und die
Eigenart der Zeit , in der wir leben, daß wir erst heute nach der
Erledigung wichtiger Fragen der Lebensmittelversorgung , die unsere
letzten Sitzungen und unsere Aufmerksamkeit vollkommen in An¬
spruch nahm, zur Beratung des Voranschlages für das Jahr 1916
gelangen. Die Lebensmittelversorgungsfrage hat neben der be¬
geisterten Teilnahme an den Großtaten unseres tapferen Heeres
das sonst so rege Interesse der breiten Oeffentlichkeit an Fragen
finanzieller Natur in den Hintergrund treten lassen. Und diese
Erscheinung ist von so starker Wirkung, daß sie selbst den Begriff
für die erschütternde Größe der finanziellen Belastung verblassen
läßt , die das Reich, die einzelnen Bundesstaaten und die Gemeinden
als Folge eines Krieges zu tragen haben, wie ihn schwerer an
Opfern , an Gut und Blut die Welt noch nicht gesehen hat und
hoffentlich niemals wieder sehen wird.

Der hundertprozentige Gemeindeeinkommensteuersatz, den wir
im letzten Friedensjahre mit Berlin und einigen Berliner Vororten
— die heute 160—180 Prozent erheben — noch hielten, gehört der
Vergangenheit an , und es ist vielleicht eine noch zu günstige Voraus¬
beurteilung des finanziellen Verlaufes des diesjährigen Vor¬
anschlages, wenn wir der Stadtverordnetenversammlung Vorschlägen,

zum Ausgleich der Einnahmen und Ausgaben im Rechnungs¬
jahre 1916 die Gemeindceinkommensteucr auf 145 Prozent
festzusctzen, also gegen das Vorjahr um nur 29 Prozent zu

erhöhen.
Meine Herren ! Der Voranschlag für das laufende Jahr ist

seit Jahren der erste, dessen Finanzierung auf den Vorzug verzichten
mußte, aus dein vorvergangenen und abgeschlossenen Voranschlags¬
jahr (in diesem Falle 1914) Ueberschüsse aufzunehmen. Wir haben
in den letzten 10 Jahren stets mit Ueberschüsten von 3—400 000
Mark abgeschlossen, die zur Erleichterung der Einnahmen und Aus¬
gaben der jeweils folgenden Voranschlagsjahre außerordentlich will¬
kommen waren . Damit ist es für 1916 nichts; das Jahr 1914 war
schon ein Kriegsjahr ; es war von vornherein in seinen Einnahmen
und Ausgaben selbstverständlich auf Friedensverhältnisse berechnet;
niemand konnte ahnen , daß es acht schivere Kriegsmonate, die
schwersten, die Wiesbaden — vom rein finanziellen Standpunkt aus
betrachtet — seit Kriegsbeginn erlebt hat, umfassen würde.

Durch die finanziellen Folgen dieser 8 Kriegsmonate , die sich
in einer Stadt von dem wirtschaftlichen Sondercharakter Wies¬
badens ja besonders schwer zeigen mutzten und auch in der ersten
Zeit nach dem Kriege am empfindlichsten gezeigt haben, wurden die
Erwartungen , auf die der Friedensvoranschlag gegründet wurde,
einfach über den Haufen geworfen, und es ist noch ein durchaus
nicht ungünstiges Ergebnis , wenn der Fehlbetrag von 1914 nur
985 720 Mark beträgt . Nahezu die Hälfte dieses Fehlbetrages mit
429 099 Mark entfällt auf die Kurverwaltung , als die vom Kriege
am meisten in Mitleidenschaft gezogene Verwaltung ; der außer¬
ordentliche Ausfall an Kurtaxe erklärt diese Ausfälle zur Genüge;
auch die Wasser- und Lichtwerke haben mit einem Verlust von
100 000 Mark den Rückgang des Verbrauches bezahlen müssen; Um¬
satz- und Wertzuwachssteuer sind mit 138 000 Mark an dem Fehl¬
beträge beteiligt, die direkten Steuern , vor allem die Einkommen¬
steuer und die Schulgelder, mit einem Verlust von 230 000 Mark
und die Akzise, die Lustbarkeits - und die Hundesteuer mit 98 000
Mark. Dieser Gefamtfehlbctrag von 985 729 Mark, der sich noch
erheblich höher gestellt hätte , wenn nicht bei den einzelnen Verwal¬
tungen wesentliche Ersparnisse erzielt worden wären, kann selbst¬
verständlich nicht durch Steuern aufgebracht werden; er stellt sich
dar als nne unmittelbare Folge des Krieges und wird deshalb
einen Teil der später aufzunehmenden Kriegsanleihe zu bilden
haben.

Anders steht es mit dem Abschlüsse des Rechnungsjahres 1915,
dessen Einnahmen und Ausgaben von vornherein auf den Kriegsfall
berechnet wurdem Wir haben, wie Sie wissen, für 1915 den Ein¬
kommensteuersatznur um 26 Prozent erhöht ; mancher von Ihnen
wird Zweifel gehabt haben, ob es gelingen würde, imt diesem Satze
auszurommen ; und doch können wir schon heute nach dem vorläu¬
figen Rechnungsabschlüssemit ziemlicher Bestimmtheit darauf rech¬
nen, daß wir diesen Kriegsctat ohne Fehlbetrag abschließen können.
Wesentlich zu diesem Ergebnis trug auch hier der Umstand bei, daß
einzelne Verwaltungen sich die äußerste gerade noch mögliche Zu¬
rückhaltung in der Verwendung der ihnen zugebilligten Mittel
auferlegt haben. Andererseits sind auch Mehrerträge gegen die
im Voranschlag erwarteten Erträge bei den Wasser- und Lichtwer¬
ken zu verzeichnen gewesen; ich will mich hier auf Einzelheiten nicht
einlassen; von Interesse wird es aber immerhin sein, wenn ich er¬
wähne, daß allein bei der Kanalisation für 360 000 Mark vorge¬
sehene Arbeiten aus Mangel an Arbeitern nicht ausgeführt werden
konnten, also dem Voranschlag zugute kamen, daß wesentliche Er¬
sparnisse bei dem Museum gegenüber dem Voranschlag gemacht wor¬
den sind, daß die Gesamtausgaben für Straßenrcinigung um rund
ein Viertel gegenüber den Vorjahren zurückgeblieben sind, wozu
der günstige Winter und die verminderte Verstaubung der Straßen
durch Fuhrwerke usw. beigetragen hat, und daß auch die Garten¬
verwaltung mit erheblich geringeren Kosten arbeitete ohne wesent¬
liche Einschränkung des Erfolges . Von Interesse ist auch, daß das
Krankenhaus infolge Verteuerung der Lebensmittel (uni rund 45
Prozent ), der Kohlen (um 24 Prozent ), der Seife (um 28 Prozent ),
ferner infolge Zahlung der Kriegsgehälter uird Kriegslöhne eine
Mehrausgabe von 494 000 Viark hatte, die aber durch eine Mehr¬
einnahme von 502 600 Mark gedeckt wurde, so daß immerhin noch
mit einem kleinen Ueberschuß abgeschlossen wird. Diese Mehrein¬
nahmen sind auf die vollständige Ausnutzung und Belegung aller
Räume zurückzuführcn; ein Beweis, wie schwer dieses Moment trotz
erheblicher Ausgabestcigcrunug ins Gewicht fällt gegenüber der Un-
wirtschaftlichkeiteiner geringen Belegzahl, die den Betrieb selbst bei
sonst günstigen Verhältnissen außerordentlich verteuert.

Die Mehreinnahmen der Wasser- und Lichtwcrke gründen sich in
erster Linie auf das Elektrizitätswerk , das 1200 neue Stromver¬
braucher gewonnen hat, so daß deren Zahl nunmehr über 10 000
gestiegen ist (einschließlich der Vororte 11060). Tic sogenannten
Beistcucranlagcn sind von 200 auf 800 gestiegen; die Stromabgabe
hat den nornralen Stand des letzten Friedensjahres erreicht. Das
Gaswerk, das unter Mangel an Arbeitern, Fuhrleuten und Pferden
sehr zu leiden hatte , hat trotzdem erhebliche Zugänge aufzuweisen;
allein die Gasabgabe durch Automaten ist um mehr als 50 Pro¬
zent gestiegen; das Wasserwerk hat in seinen Erträgen eine Aen-
derung nicht erlitten.

Immerhin muß, wie an anderer Stelle gesagt, der Voranschlag
für das Jahr 1916 (ebenso wie sein Vorgänger 1915) zum ersten
Male seit langen Jahren darauf verzichten, Ueberschüsse aus vorde¬
ren Jahren zu seinen Gunsten zu verwenden ; er ist allein auf sich
gestellt und auf die Einnahmen, tue ihm während des Jahres zu¬

kommen werden. In der ordentlichen VerwaltMg zeigt der Vor¬
anschlag eine Gesamteinnahme und -ausgabe vo - nicht  weniger als
21(4 Millionen Mark und in der außerordentlichen Verwaltung den
Betrag von 3 575150 Mark , zusammen also d» stattliche Summe
von rund 25 Millionen . Dabei sind die eigentligen Kriegsausgaben,
auf die ich später zurückkomme, noch garnicht berücksichtigt.

Ich will mich nunmehr , wie alljährlich, kurz der Aufgabe unter¬
ziehen, Ihnen den Mehrbedarf dieses Voranschlages gegenüber dem
des abgelaufenen Jahres auseinanderzusetzen und über die Frage
der

Deckung dieses Mehrbedarfes
zu sprechen; Sie müssen ja diesen Mehrbedarf kennen, um über die
Berechtigung der vorgeschlagenen Steuererhöhung ein Urteil fällen
zu können. Selbstverständlich, meine Herren , kann es sich in so
schwerer Zeit nur um einen Mehraufwand handeln, der sich ganz
von selbst aus zwingenden Gründen ergibt. Die finanzielle Kraft
der Gemeinden steht im Dienste des Krieges ; die Förderung wirt¬
schaftlicher und kultureller Zwecke ist der äußersten Beschränkung
unterworfen , um nicht zu sagen dem Stillstände . Wir haben zu¬
nächst mit einem Mehraufwand gegenüber dem Vorjahre von 110 000 '
Mark zu rechnen, der sich aus gesetzlich zugesicherten Besoldungs¬
erhöhungen der Beamten und Lehrer ergibt ; hinzu tritt ein Mehr
an sachlichen Kosten von 101 000 Mark, die sich zusammensetzen aus
einer Steigerung der dem Kommunalverbande gebührenden Be¬
zirksabgabe von 15 000 Mark , aus einem Mehrzuschuffe zu der
Armenverwaltung , der sich schon erklärt aus der von Ihnen be¬
schlossenen Erhöhung der Unterstützungssätze, aus Lohnerhöhung
und der Teuerung der Nahrungsmittel , was ja besonders bei der
Abgabe von Naturalien beim Armenarbeitshaus , beim Volkskinder¬
garten und der Säuglingsmilchanstalt u. a. in Erscheinung tritt.
Daß das Krankenhaus einen Mehrbedarf von 18 000 Mark gegen¬
über dem Vorjahre hat , kann nicht auffallcn ; die Pflegesätze sind trotz
der Steigerung der Nahrungsmittelpreise die gleichen geblieben,
alte Verträge mit billigen Preisen mußten gelöst werden und mehr
bezahlt werden, daran läßt sich nichts ändern . Hinzu tritt ferner
ein Mehr für die Verwaltung des neuen Museums von 22 000
Mark ; auch dieser Betrag ist durchaus nicht zu hoch, er verteilt sich
auf das Altertumsmuseum , die Gemäldegalerie und das Natur-
hiswrische Museum und setzt sich teils aus Mehrkosten für Ueber-
wachungsdienst, aus den Druckkosten unbedingt notwendiger neuer
Kataloge, aus einer kleinen Mehrbewilligung für Bilderankäufe im
Interesse der Kunst und Mehrkosten für Beleuchtung, Reinigung und
Heizungszwecke zusammen . Das Ganze stellt sich dar als ein
Mindestbetrag für das unbedingt Notwendige. An dieser Stelle
möchte ich übrigens — einer einfachen Pflicht folgend — nicht ver¬
fehlen, schon jetzt dem Herrn Prof . Dr . Ritterling herzlichsten Dank
zu sagen für die mehr wie selbstlose Art, mit der er — auf jedes
Entgelt verzichtend — seine hervorragende Kraft der Einrichtung
des Altertumsmuseums zur Verfügung stellt. Die überaus wert¬
vollen Dienste, die Herr Ritterling lediglich aus ideellem Interesse
und aus Anhänglichkeit an seinen früheren Wirkungskreis der städti¬
schen Verwaltung und dem Museum leistet, verdienen schon heute
rückhaltlos anerkannt zu werden.

Nun, meine Herren , bleibt nur noch ein Mehr von 32 000
Mart an sachlichen Kosten für die Schulen zu erklären ; die Bedürf¬
nisse des neuen Lyzeums wie der Volksschule in der Lahnstraße,
und die der neu untergebrachten kaufmännischen Fortbildungsschule,
die Beschaffung einer Einrichtung für die Gewerbeschulehaben den
wesenttichsten Anteil an diesen Mehrkosten, die im übrigen — was
die andern Schulen betrifft — in der bescheidensten Weise angesetzt
sind.

Insgesamt beträgt also der ganze Mehrbedarf an persönlichen
und sachlichen Kosten 110 000 +  101 000 = 211 000 Mark. Rechnen'
Sie die schon kraft gesetzlicher Verpflichtung zu zahlenden persön¬
lichen und sachlichen Kolken und die Bezirksabgabe mit 125 000
Mark von dieser Summe ab, so verbleibt als eigentliche Mchr-
auftvendung, die sich von selbst ergebende und gar nicht ablehnbare
Mehrforderung von 86 000 Mark bei einem Gesamtvoranschlagevon
rund 21(4 Millionen . Und ich meine, in bescheidenere Formen
können die Neuforderungen nicht gekleidet werden; es kommt in
ihnen nichts weiter zum Ausdruck als der durch den Krieg gegebene
Verzicht auf weitere wirtschaftliche und kulturelle Entwicklung.

Zu diesem neu zu deckenden Mehrbedarf treten ebenfalls zu
deckende Mindereinnahmen hinzu , mit denen der neue Voranschlag
gegenüber seinem Vorgänger zu rechnen bat, und zwar im Gesamt¬
beträge von 589 000 Mark . Den Hauptteil dieser Summe trägt mit
380 000 Mark der Ausgleichfonds, der mit diesem Betrag dem vor¬
jährigen Voranschläge zugute kam, während er diesmal ausfallen
muß, da der Fonds vollkommen erschöpft ist; an Umsatz- und Wert¬
zuwachssteuern müssen nach den gegebenen Erfahrungen weitere
80 000 bezw. 10 000 Mark abgesetzt werden, so daß diese ehemals so
große Beträge liefernden Steuern nur noch mit 30 000 bezw. 12 000
Mark zu Buche stehen; 20 000 Mark müssen an den Kanalbc-
nutzungsgebühren wegen geringerer Mieten und leerstehender Läde,,
abgesetzt werden ; 36 000 Mark fallen an den Schulgeldern aus.
hauptsächlichwegen notwendiger Erlässe und Ermäßigungen in den
Mittelschulen und höheren Schulen , um 66 000 Mark geht die Akzisc-
einnahme zurück, wesentlich infolge verminderten Verbrauches an
alkoholischen Getränken und der den Ertrag erheblich verringernden
veränderten Gesetzgebung über die Bierakzise; an der Hundesteuer
müssen 6000 Mark abgesetzt werden wegen eingetretener Verringe¬
rung der Zahl der Hunde ; die Einnahmen aus den städtischen
Straßenbahnen müssen um 4000 Mark gekürzt werden, ebenso die
Einnahmen aus dem Badeblatt und den Anschlagsäulen infolge
Rückgangs der Inserate um 8000 Mark. Schließlich müßte die im
vorjährigen Voranschläge noch mit 30 000 Mark eingesetzte Filial¬
steuer in dem neuen Voranschläge gänzlich gestrichen werden;
während des Krieges besteht keine Aussicht, noch weniger irgend eine
Veranlassung aus Einführung dieser Steuer , bezüglich derer das
Ministerium nunmehr — nachdem so viele städtische Filialsteuer¬
verordnungen die Genehmigung des Oberverwaltungsgerichts nicht
gefunden haben — eine Musterordnung vorgelegt hat, von der ich
nur hoffen will, daß wenigstens diese den Beifall des genannten
Gerichts finden möge.

Die gesamten Mindereinnahmen von 589 000 Mark ergeben
mit dem schon erörterten Mehraufwand von 211000 Mark einen
gesamten Deckungs-Mehrbedarf gegenüber dem vorjährigen Vor¬
anschlags von 800 000 Mark. Diesen 800 000 Mark stehen aber ent¬
lastend für den Voranschlag 186 000 Mark Mindcrausgaben gegen¬
über ; es fordern weniger als im Vorjahre die Bauverwaltung
52 000 Mark, die Kurverwaltung 28 000 Mark, die Bäderverwaltung
15 000 Mark, die Schlachthofverwaltung 7000 Mark, der Disposi¬
tionsfonds der Stadtverordnetenversammlung 12 000 Mark und die
Gartenvcrwaltung , ohne daß deren Leistungen einen bemerkbaren
Rückgang aufzuweisen hätten . 16 000 Mark ; schließlich sind noch
56 000 Mark Minderausgaben in Dutzenden von Posten gegenüber
dem Vorjahr nachzuweisen, die ich im einzelnen nicht besprechen
will. Nach Abrechnung dieser 186 000 Mark Minderausgaben von
den Mehrausgaben von 800 000 Mark bleiben also noch 614 000
Mark zu decken.

Diese 614 000 Mark erhalten zunächst Deckung durch eine
Mehrlieferung der Wasser- und Lichtwerke im Gesamtbetrag von
208 000 Mark und einer vermehrten Ablieferung von Zinsen und
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Tilgungsraten infolge Erhöhung des Anlagekapitals von 29,000 Mark.
Das Wasserwerk Hai an der vermehrten Ablieferung keinen Anteil;
wohl aber hat sich das Gas - und Elektrizitätswerk , wie schon an
anderer Stelle bemerkt, von den Schlägen des Krieges wieder er¬
holt ; einen kleinen, aber seinen Lichtpunkt bilden auch die Wein¬
berge der Stadt mit einem aus 19 000 geschätzten Mehrcrtrag ; auch
die Lustbarkeitssteuer, im wesentlichen die Kinobillettsteuer , stellt
einen Mehrertrag von 8000 Mark zur Verfügung . Nach diesen Auf¬
rechnungen bleiben noch 350 000 Mark ungedeckt, die durch eine Er¬
höhung der Einkommensteuer um 20 Prozent , also auf 145 Prozent
aufgebracht werden. Daß für eine Steuercrhöhung als alleinige
Steuer in dieser Zeit nur die Einkommensteuer in Frage kommen
konnte, brauche ich wohl nicht näher zu w-gründen ; die Grund¬
steuer mußte hier ohne iveitercs ausscheiden, auch von der in Groß-
Berlin und seinen Vororten neben der Einkommensteuererhöhung
aus mindestens 60 . Prozent zur Durchführung gekommenen Er¬
höhung des Gaspreises haben wir hier — und wie wir meinen —
mit vollem Recht Abstand genommen , wie überhaupt von jeder Er¬
höhung der Gebühren und indirekten Abgaben.

Man kann darüber streiten, âb es gelungen ist, die Einnahmen
und Ausgaben , wie sie der Voranschlag enthält , der Wirklichkeit mög¬
lichst nahezubringen ; die Verhältnisse , die der Krieg in diesem Jahre
gingen kann, sind unübersehbar , ebenso loie es nicht vorauszusehen
ist, ob der Krieg das ganze Voranschlags jahr andauern wird ; jeden¬
falls ist das Schlüßergebnis vom rein jteuerlichen Standpunkt au»
gesehen ein günstiges ; es ist keine' Swdt in Preußen vorhanden,
die mit einem steuerlich besseren Ergebnis abgeschlossen hat. Es ist
schon »wglich, daß wir in dem oder jenem Punkt zu günstig ge¬
urteilt haben; beispielsweise ist es durchaus nicht ausgeschlossen,
daß die veranschlagten Ablieferungen der Wasser- und Lichtwcrke
infolge der Einführung der Sommerzeit etwas geringer ausfallcn;
dafür wird es aber an anderen Stellen wieder Ersparnisse geben.
Jedenfalls haben wir unsere Verwaltungen auf das strengste an¬
gewiesen, aus alle Fälle zu sparen, wo es nur irgend gekch Und
sollte wider Erwarten ein Fehlbetrag eintreten , so muß eben das
nächste Jahr dafür eintreten , das hoffentlich ein Friedcnsjahr sein
wird, was die Last dann leichter tragen wird, wie dieses besonders
schwere Kriegsjahr . Eine gewisse Zurückhaltung in der Bemessung
des Einkommensteuersatzes war auch durch die recht betrübende Tat¬
sache gegeben, daß nach einer von dem Herrn Finanzminister unterm
11. Januar d. I . veröffentlichten Uebersicht über die Ergebnisse der
Einkommensteuerveranlagung für 1915 der Gesamtjahrcsertrag der
in 1915 zu erhebenden Einkommensteuer in Wiesbaden um 12,38
Prozent hinter dem gleichen Jahresertrag des vorhergegangenen
Jahres zurückgeblieben ist. Es sind also von den 25 Prozent Ein¬
kommensteuererhöhung, die wir 1915 beschlossenhaben, 12,38 Prozent
durch den Rückgang des Gesamtertrages wieder weggenommen
worden ; wenn es trotzdem gelingen wird, den Voranschlag 1915 vor-
aussichtlich ohne Fehlbetrag abzuschlietzen, so bietet das immerhin
eine gewisse Gewähr für 1916 selbst dann, wenn sich die Voraus¬
sagen des Voranschlags nicht ganz erfüllen sollten . Unter den
preußischen Großstädten gehört dieser Rückgang von 12,38 Prozent
zu fast den größten ; nur Saarbrücken und Krefeld überbieten uns
iwch mit 12,93 Prozent bezw. 13,40 Prozent . Wiesbaden steht also
an drittletzter Stelle ; das ist ein überaus . betrübliches Ergebnis.

• das ein treffendes Schlaglicht auf unsere durch den Krieg außer¬
ordentlich hart angesaßten wirtschaftlichen Verhältnisse wirft . Der
wirtschaftliche Sondercharakter einer Stadt , die mangels Jndujtrie
sich an umfangreichen Heereslieferungen nicht erholen konnte, ge¬
langt hier zum entsprechenden Ausdruck. Sic werden es auch von
diesem Gesichtspunkt aus verstehen, wenn !vir in der Frage der
Steuererhöhung in so schwerer Zeit mit Vorsicht vorgegangen sind,
zumal man ja, wie die Verhältnisse liegen , sich bei den Ansätze» im
Voranschlag auch die Erwartungen unterschätzen kann. Hat doch
selbst der preußische Finanzminister in seinem Vorbcricht zu dem
preußischen Staatsvoranschlag 1916 wörtlich gesagt , daß „jeder Ver¬
such einer der Wirklichkeit nachkommenden Veranlagung auch dies¬
mal (wie 1915) von vornherein aufgegeben werden muß ". Um aber
auch etwas Erfreuliches zu sagen, will ich nicht vergessen, zu er¬
wähnen, daß die von uns im abgclaufenen Voranschlag veranlagten
direkten Steuern , also die Einkommensteuer, Grund -, Gewerbe - und
Betriebssteuern , die Kanalbenutznngsgebühren , die Kehrichtabfuhr-
gebühren und die Schulgelder trotz der Ungunst der Zeit am 1. Mai
d. I . mit 92 Prozent der Gesamtsumme zur Kasse gekommen waren.
Gleich erfreulich ist, daß es bis jetzt trotz des Krieges schwer drücken¬
der Last gelungen ist.

nicht nur dm Einkommensteuer auf der niedersten Stufe unter
Preußens Städten zu halte «, sondern auch von einer Erhöhung

aller anderen Steuern abzusehen.
und vor allem die Grund -. Gebäude - und Gewerbesteuer aus dem
alten Sah von 138,90 und 150 Prozent zu halten , während in der
gleichen Zeit 136 preußische Großstädte knack, der amtlichen Statistik
mit Einwohnerschaft über 80 000 Einwohner ) sich in der Einkommen-
sicuer zwischen 160 und 260 Prozent bewegen, in der Grund - und
Gebäudefteuer zwischen 152 und 267 Prozent und in der Gewerbe¬
steuer zwischen 150 und 619 Prozent . Ich habe so den Eindruck, als
ob wir immer noch verhältnismäßig steuerlich recht günstig stünden
und absolut keinen Grund hätten , mit unseren steuerlichen Verhält-
nrssen unzufrieden zu sein. Jedenfalls findet absolut keine Aendc-
rung in unserem vor dem Frieden gehabten steuerlichen Verhältnis
gegenüber den anderen Großstädten statt ; es findet nur ein all¬
gemeines gleichmäßiges Hinaufgehen der steuerlichen Belastung über¬
haupt statt.

Meine .Herren, ich habe diesen Ausführungen über die orden
lichc Verwaltung des Voranschlags nichts mehr hinzuzufügem De!
Streben nach äußerster Klarheit entsprechend, will ich nur noch aui
krucklick hervorhebcn, daß ich — wie immer — den Mehrbedarf fr
rechnet habe, den der diesjährige Voranschlag gegen den abgelaufene
zu verzeichnen hat. Nun wissen Sie aber , meine Herren , daß d>
Fehlbetrag des abgelaufcnen Voranschlags 2 159 000 Mark betrr
und cs nur gelang , diesen außergewöhnlichen Fehlbetrag - dadur
zu decken, daß darauf verzichiet wurde , den Reservefonds der Masse
und Lichtwerke die alljährlichen Rücklagen zuzuführen , die im ganze
979 000 Mark betrugen . Auch im Jahre 1916 wird auf diese Z,
suhrung verzichtet, der Betrag von 979 000 Mark kommt also au
dresem Jahre zugute und steht ir» Voranschlag in Einnahme . D,
zu deckende Mehrbedarf in 1916, den ich, wie schon ausgeführt , u,
800 000 Mark festgestellt habe, versteht sich also unter der Voran,
setzung, daß, wie im Vorjabr , jene 979 000 Mark den, Voranschle
auf Kosten der Wasser- und Lichtwcrke bezw. ihrer Reservefonk
zugute kommen. Es wären also hiermit 2 mal 979 000 Mark glei
1 058 000 Mark den Reservefonds der Wasser- und Lichtwerke z,
gefiihrt worden. Da die Ansammlungen in den Reservefonds daz
drcnen, die eintrctendc Wcrtverminderung der Gebäulichkeiten ur
Rkyschinen usw. zu gegebener Zeit durch Neuanschaffungen wiedi
aukzugleichen, ergibt sich hieraus also die Folge , daß diese Entnahrr
den Fonds zu gegebener Zeit wieder zufließen muß, sei es in For,
spaterer Erhöhung der seither üblichen alljährlichen Zuführungc
oder sei es in Form von Anleihen . In beiden Fällen würde die Zi
fünft belastet, und zwar mit etwa 100—120 000 Mark jährliche
Zinsen , und das ist auch ganz in Ordnung . Ter Krieg wird für d
Zukunft unseres Volles geführt , und seine Lasten kann man nid
schon die Gegenwart tragen lassen, die während des Krieges wir
!>ch schon zu viel zu tragen hat durch Steuern mrd Lasten des Reiche
der Bundesstaaten und der Gemeinden und durch die allgemeir
Teuerung der Nahrungsmittel und durch Entbehrungen , die ur
das alltägliche Leben aufcrlcgt . Und ist diese Entnahme aus dc
Reservefonds der Wasser- und Lichtwcrke schon ans diesen Gründ¬
vollkommen gerechtfertigt und sogar geboten — zumal wir anbei
Fonds , die das vertragen können, leider nicht besitzen —, so find
sie erst recht ihre Begründung in der bekannten Tatsache, daß unse
industriellen Werte ein Anlagekapital von rund 31 Millionen Ma
darstellcn, von denen nur 13 Millionen Mark durch Anleiheausnayn
ausgebracht irmrdeu. während das gesamte übrige Kapital aus Uebe
schüffen früherer Jahre herstammt, also aus der eigenen dama
unverwüstlichen Kraft der Werke und ihrer Getoinne zu Zeiten he
stammt, in denen die Hauptverwaltung der Stadt in der glücklich
Lage war , trotz niedriger Steuern diese überschießenden Beträ>

zur Ausgleichung ihrer Voranschläge entbehren zu können. Wären
diese Beträge damals in einen Ausglcichsfonds geflossen und wäre
dieser Fonds unangefochten geblieben, so hätten damals schon die
Wasser- und Lichtwerke einerseits entsprechende Anleihen aufnehmen
müssen, während andererseits der AusgleichsjondS heute zu unserer
Verfügung stünde zum Ausgleich unserer jetzt hart bedrängten
Finanzen . Insofern darf man schon daran denken, auf jene glück¬
liche Zeit wieder zurückzugreifen und die Reservefonds in beschränk¬
tem Ilmsange während der Dauer des Krieges als eine Art AuS- '
gleichsfonds für die gesamte Verwaltung zu betrachten und hiernach
zu verfahren . Fast alle Großstädte haben dieses Verfahren gewählt,
obwohl ihre Werke bei weitem nicht in der glänzenden Lage sind,
wie unsere, und obwohl sie das gleiche Verfahren nicht mit der Be¬
gründung versehen können, wie ich sie eben gegeben habe.

Also von dem Standpunkt dieser Ausführungen ans erscheint
die Inanspruchnahme der Wasser- und Lichtwcrke ohne Bedenken,
zumal die städtische Verwaltung im Interesse der Erhaltung geord¬
neter Finanzen cs entschieden abgelehnt hat, sich aus den Weg zu
begeben, etwa in der Tilgung ihrer Schulden irgend eine Aende-
rung eintreten zu lassen. Der gesamte, über zwei Millionen Mark
jährlich ausmachende Tilgungsbctrag ist während des ganzen Krieges
gezahlt worden.

Nun noch ein paar Woric über den außerordentlichen Etat , in
dem Sie u. a. Anforderungen finde » für Krankcnhauserweiterungs-
bauien , für die Kochbrunneuanlage , für eine Schulhoscrwciterung,
sür Erweiterung des Dekorationsmagazins des Theaters , für einen
Neubau des Siechenhauses , sür die Bäder - und Trinkanlage des
Schützenhoses , ferner sür Vorarbeiten für die in Aussicht genom¬
mene Markthalle , für das Voltsschwimmbod , für Wetterführung
der Kanalisation , für Erweiterungen der Wasser- und Lichtwcrke,
für die gärtnerische Ausgestaltung des Südfriedhofs , für Grund¬
stücksankäufe, für Straßenbauten usw. Mit der Gutheißung des
außerordentlichen Etats sind selbstverständlich die vorgesehenen Ar¬
beiten^nicht genehmigt ; Sie erholten darüber ja Sondervorlagen
über jede einzelne Arbeit , die Ihrer besonderctt Zustimmung be¬
dürfen ; ob und welche Vorlagen Ihnen der Magistrat machen wird,
hängt natürlich in erster Linie von der Tauer des Krieges und
der Lage des Arbeitsmarkts ab. Die Vorsehung einer Reihe der
vorgenannten Arbeiten liegt übrigens ganz im Sinne des Erlasses
des Herrn Ministers des Innern vom 19. Oktober v. I ., der die
Gemeinden daran erinnert , schon jetzt Maßnahmen zu treffen , um
einer Arbeitslosigkeit nach dem Krieg nach Möglichkeit cntgcgen-
zuarbeiten und vorzubeugen . Im Sinne dieser Auffassung haben
Sie auch im vorigen Jahre die große Notstandsvorlage genehmigt,
deren Zweck es vor allem ist, einerseits ausreichende Arbeit für
die Zeit nach dem Krieg vorzusehen , andererseits diese Arbeit aber
im wesentlichen der Erschließung baureifen Geländes zu widmen
und damit eine bessere Vorbereitung für die Entwicklnngsmöglich-
kcit unserer Stadt zu schaffen. Vcrmessungsamt und Straßenbau¬
amt haben diese Arbeiten , auf die ich bei anderer Gelegenheit zu-
rückkommcn werde, 'trotz außerordentlicher Erschwerungen während
des Krieges so weit — wie nur irgend möglich — gefördert.

Ich wiederhole im übrigen , meine Herren , datz die Frage , ob
die im außerordentlichen Etat vorgesehenen Arbeiten wirklich im
laufenden Jahre ausgeführt werden , eine offene bleibt ; während
der Dauer de» Krieges ist hieran kaum zu denken ; geht der Krieg
im Lauf des Jahres , was wir alle hoffen, zu Ende , so wird selbst¬
verständlich nur das unbedingt Notwendige in Angriff genommen,
wie es überhaupt in Zukunft die Aufgabe der städtischen Verwal¬
tung sein wird , Arbeit und Erwerb durch Erfüllung wirklich not¬
wendiger städtischer Aufgaben zu schaffen.

Ich komme nun zu den eigentlichen Kriegsausgabcn der Stadt,
zu den seit Ausbruch des Krieges entstandenen Kriegsschulden , die
ja die Städte auf ihre Voranschläge nicht nehmen können, weil diese
Ausgaben van der Gegenwart unmöglich getragen werden können,
die also nach dem Krieg durch langfristige Anleihen gedeckt werde»
müssen. Was unter eigentlichen Kriegsausgaben zu verstehen ist,
habe ich in meinen vorigjährigen Ausführungen genau auseinander¬
gesetzt, sie entsprechen fast durchweg gesetzlichen Verpflichtungen,
die die Stadt zu erfüllen hat. Der Schuldeustand der Stadt , wie
er am Schluß des Ihnen vorgclcgten Voranschlags onfgeführt ist.
umfaßt die seit Beginn des Krieg ? entstandenen Schulden nicht ; er
enthält lediglich die Schulden , die aus dem Wege endgültiger An¬
leihen bis zum Beginn des Krieges entstanden sind. Das ist auch
vollkommen in der Ordnung , weil wir nicht wissen, welche dieser
Schulden endgültig von der Stadt übernommen werden müssen und
lote sich die dann auszuwcndenden Anleihen stellen nach Zinsfuß
und Tilgbetrag . Seit Beginn des Krieges konnten Anleihen in der
seitherigen Form nicht mehr ausgenommen werden ; im wescnt-
lichcn bat uns die Landesbank mit ihren Kapitalien zur Verfügung
gestanden ; der Gesamtbetrag der seit Kriegsbeginn bis zum 31.
März des lausenden Jahres , also bis zum Ende des Etatsjahrcs
-915/16 , aufgenommenen Schulden beläuft sich aus 10% Millionen
Mark, von denen die Landesbank allein 9 Millionen Mark zur
Verfügung gestellt hat ; der Rest mit 1% Millionen Mark ist von
Herrn Otto Henkell gegeben worden . Nun hairdelt es sich bei diesem
Betrag durchaus nicht lediglich um Kriegsschulden ; es hat hierbei
ein Betrag von 2 % Millionen Mark in Abzug zu kommen, den
Sic im außerordentlichen Etat de§ abgclaufenen Jahres zur Ver¬
fügung gestellt haben sür inzwischen ausgeführtc Krankcnhaus-
erweiterungSbanten , für das neue Museum , für das Lyzeum 2, für
Erweiterungen der Wasser- und Lichtwerke, für - Kanalisations¬
arbeiten usw. Auch diese Summe konnte durch Ausgabe von Schuld¬
verschreibungen wegen des Kriegsausbruchs nicht mehr bcigebracht
werden ; auch hier ist die Landesbank mit Gewährung eines vor¬
übergehenden Kredits eingesprungen

Es bleibt also als eigentliche Kriegsschuld vom 1. August 1914
bis 31. März 1916 noch der Betrag von acht Millionen Mark zu er¬
läutern , unter denen sich allein 2% Millionen Vorlagen für Reich
und Staat befinden . Hinsichtlich der Reichsfamilicnünterstützungen
ist das Reich gesetzlich verpflichtet , „Entschädigung aus Reichsfonds"
zu gewähren ; nur der Zeitpunkt , wann das Reich zahlen will , ist
einem besonderen Gesetz vorbebalten . Aus dem Wort „Entschädi¬
gung " folgt , daß auch die Zinsen und die GeldbcschasftrngSkosten
zu erstatten find. E» besteht bei mir gar kein Zweifel , daß diese
gesetzlich verbürgten Rückerstattungen an die Gemeinden erfolgen;
einige Bundesstaaten , beispielsweise Baden , baben ihren Gemein¬
den die betreffenden Beträge als Vorlagen für das Reich au» der
Staatskasse schon erstattet . Ferner spricht sür die Aufastung , daß
an der Rückerstattung der Reichsunterstützungen durch das Reich
nicht zu zweifeln ist, auch die Tatsache, daß schon sür die städtische
Familiennnterstützung idie Zulagen der Gemeinden zu den RcichS-
unterstützungen ) und die städtischen Arbeitslosenfürsorge Beihilfen
durch Reich und Staat bereits gewährt worden sind im Durch-
schnittsbetragc von 40 bis 45 Prozent der Gesomtauswendungen,
allerdings erst vom Januar 1915 ab.

Nach diese: Erläuterung verbleibt also als Gemeindelast ein
Betrag von 5% Millionen Mark für die Zeit bis zum 31. März
1916 ; unter diesem Betrage befindet sich zunächst ein noch nicht
verrcchenbarer Posten von % Million Betriebskapital , das in der
Lebcnsmittelfürsorgc arbeitet , über die Ihnen eine besondere ge¬
naue Abrechnung am Kriegsschluß vorgclegt wird ; es können zu¬
nächst also nur 5 Millionen sür die Kriegsschuld nach dem Stande
am 31. März in Frage kommen, mit der zunächst der Fehlbetrag
des Voranschlages von 1914 im Betrage von 985 000 Mark gedeckt
wurde, während der Rest mit 4 015 000 Mark aus die Kriegsver-
vflichtungen der Gemeinden entfällt , und hierunter allein rund
3% Millionen lvkarl aus die städtischen Kriegsunterstützungcn und
Erwerbslosenfiirsorge ).

Genau genommen treten zu diesen 5 Millionen Kriegsschulden
der Gemeinde noch hinzu die 979 000 Mark , die wir dem Reserve¬
fonds der Wasser- und Lichiwerke entnommen haben ; rechnen wir
also einmal mit rund 6 Millionen Mark Schulden , die bis zum
31. März 1916 (in 20 Monaten ) entstanden sind, aso für den Mo¬
nat 300 000 Mark. Da sich die dieser Berechnung zu Grunde ge¬
legten Verhältnisse in dem Etatsjahr 1916 nicht ändern werden,
treten also ab 1. April 1916 für jeden weiteren Kriegsmonat
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300 000 Mark neue Kriegsschulden hinzu , abgesehen von den Zu¬
bußen zu dem Lebensmittclverkaus , die aber das Gesamtbild ent¬
scheidend nicht beinflussen können,

obwohl bis jetzt der neuerdings festgestclltc Gesamtumsatz an
Lebensmitteln nicht weniger wie 14 Millionen Mark beträgt.

Nach dem Stand vom 1. April d. I . berechnet, würde die Kriegs¬
schuld von 6 Millionen Mark den Etat bei einer äprozentigen Ver¬
zinsung und Iprozentigen Tilgung (auf eine höhere Tilgung wird
der Staat bei den außerordentlichen Gemeindclasten gar nicht gehen
können) im ersten Friedcnsjahr mit rund 360 000 Mark Mehraus¬
gaben belasten, was bei dem zurzeit zur Erhebung gelangenden
Einkommensteuerbetrag von 4 100 000 Mark die Einkommensteuer
um 9 Prozent , also von 145 auf 154 Prozent , steigern würde. Mit
dieser Berechnung soll natürlich nichts gesagt sein über die end¬
gültige Gestaltung des Einkommensteuersatzes oder die Stcuerver-
hältniffc überhaupt ; das hängt ja alles von der Dauer des Krieges
ab. Ich wollte Ihnen nur ein ungefähres Bild über die jetzt übA>
sehbare Wirkung der Kriegsschuld aus die Belastung des lausenden
Voranschlages geben. Manches wird das Bild erheblich ungünstiger
beeinflussen, manches aber auch erheblich günstiger ; so darf man
vor allem auch nicht vergessen, daß nach dem Kriege eine ganze Reihe
beträchtlicher, lediglich durch den Krieg verursachter Ausfälle wieder
zu Einnahmen sich verwandeln werden. Ich erinnere nur an die
Ausfälle der Kur- und Bäderverwaltung , die ja allein rund 600 000
Mark betragen , an beträchtliche Ausfälle bei den Steuern infolge
Rückganges der zur Veranlagung kommenden Einnahmen fast aller
Bcrufsstände und infolge völligen Stillstandes des Umsatzes an
Grundstücken und der Bautätigkeit . So schwer unsere Stadt durch
den Krieg infolge ihres wirtschaftlichen Sondercharakters getroffen
worden ist, so schwer sich also finanziell dieser außerordentliche Rück¬
schlag setzt geltend macht, so ist aber auch die Hoffnung berechtigt,
daß diesem Rückschlag im Frieden ein Wiederaufsteigen folgen wird,
das den stark bedrängten Finanzen erhebliche Erleichterung ver¬
schaffen wird. Niemand kann im übrigen heute Voraussagen, wie sich
die Finanzlage der Gemeinden nach dem Kriege wirklich gestalten
wird. An neuen großen Ausgaben werden die Gemeinden nach dem
Kriege neben dem Staat Mitarbeiten müssen. Ich erinnere nur an
die Regelung der Hypotbekensrage, an die im Flusse befindliche Frage
der Begründung von Stadtschasten unter Staatsbeibilfen ; ich er¬
innere an die Förderung ' der Erwerbstätigkeit der in die Heimat
zurückkchrendcn Kriegsteilnehmer , an die in einem _ministeriellen
Erlaß vorgesehene Gewährung von Darlehen an Kriegsteilnehmer
zum Zweck per Wiederherstellung ihrer selbständigen Erwerbstätig¬
keit gegen mäßige Verzinsung und Tilgung , wobei in erster Linie an
das .Handwerk gedacht ist ; auch hier ist Staatsbeihilfe in Aussicht
gestellt ; aus die Beteiligung der Gemeinden kann natürlich nicht ver¬
zichtet werden.

Der Staat soll aber auch daran denken, daß den Gemeinden neue
Mittel zugewiesen werden müssen und daß das Steuerwesen , ins¬
besondere das Gemeindeeinkommensteuergesctz. aus neue Grundlagen
gestellt werden muß. .Fs könnte erheblich besser um die Gemeinde¬
sinanzen während des ' Krieges stehen, lvenn man vor dem Kriege
Zeit und Neigung gesunden hätte , die überaus lange , in Schwebe
gelassene Umgestaltung des Gemeindesteuergesctzes durchzuführen.
Noch heute haben die Gemeinde - einen Einkommensteuersotz, der
ihnen nur eine Besteuerung des höchsten Einkommens von 4 Pro¬
zent zusichert, den geringsten Satz , der in Deutschland erhoben wird.
Der preußische Staat erhob schon im Frieden mit den Zuschlägen
5 Prozent : jetzt während des Krieges ist dieser Satz ' auf 8 Prozent
gesteigert worden, der Gemeindeeinkommensteuerhöchstsatz aber auf
4 Prozent gelassen wordem Unter solchen Verhältnissen können die
Gemeindcri ihre Finanzen nicht in Ordnung halten , zumal — wie
der Deutsche Städtetag erst letzthin festgestellt hat — gerade in den
letzten Jahren das Bestreben des Staates , Staatsaufgaben den Ge¬
meinden zuzuweisen oder aus sie abzuwälzen zu versuchen, immer
stärler hervorgetreten ist, besonders aus dem Gebiete de» Schul¬
wesens , ans dem dieser Druck besonders schwer von den Gemeinden
empfunden wird. Die Verhältnisse werden sich nach dem Kriege
nun so entwickeln, daß die Forderung eines besseren Gcmeindcein-
kommensteuergesetzes, wie überhaupt einer Umgestaltung des Ge-
meindcsteucrwesens , sich von selbst durchsetzen wird, wenn nicht die
Weiterentwicklung der mit so hohen Kriegslasten beschwerten Ge¬
meinden auf das empfindlichste gestört werden soll. Hand in Hand
mit der Erfüllung dieser ganz selbstverständlichen Forderung wird
natürlich die äußerste Sparsamkeit die ganze weitere Entwicklung
der Gemeinden beherrschen müssen ; auch das wird sich ganz von
selbst ergeben. Gesunde Finanzverhältnissc waren stets die macht¬
vollsten Träger des wirtschaftlichen und kulturellen Lebens der
Städte ; sie "müssen erhalten und bewahrt bleiben auch nach dem
Kriege , und sie werden auch erhalten bleiben . Der Unternehmungs¬
geist der deutschen Städte wird sich natürlich nicht mehr so betätigen
können, wie früher,; das bekannte Wort eine » Oberbürgermeisters
einer Großstadt , daß es für die Städte auf keinem Gebiete eine
Unmöglichkeit gebe, wird eine erhebliche Einschräkung erfahren
müssen. Wenn aber die von mir genannten Voraussetzungen er¬
füllt sind (Vermehrung der Einnahmen der Gemeinden vor allem
durch ein gründlich umgeitaltctcs Einkommensteuergesetz, Verzicht de?
Staates auf das nur zu oft in Erscheinung getretene Bestreben,,
Staatsaufgaben den Gemeinden zuzuweisen und sich Staatsaufgaben
ohne jede Vergütung von den Gemeinden erfüllen zu lassen) und der
feste Wille der Städte zu einer dauernden Sparsamkeit hinzutritt,

dann ist trotz der übernommenen Kriegslasten durchaus auch
nach dem Kriege die Möglichkeit gegeben zu einer weiteren segens¬
reichen Entwicklung , zu sozialen und kulturellen Fortschritten,
zur Förderung der Erwerbsstände , zur Förderung der Besiede¬
lung des Gemeindegcbictes und zur wirtschaftlichen Unterstützung
aller derjenigen , die nach dem Kriege einer Förderung ihrer

Erwrrbstätigkeit bedürfen.
lind ich zweifle an der Erfüllung solcher Erwartungen gerade bei
unserer Stadt nicht, weil deren Finanzen im Grunde durchaus ge¬
sund sind. Schon in meinen vorjährigen Ausführungen habe ich
darauf hingewiesen , daß wir das Kriegsjahr 1914 in finanziell
guter Rüstung angctretcn haben, nachdem wir das vorgcgangcne
Jahr mit einer Gesamtschuldenvcrmindcrung von 1,6 Millionen
und ohne Hinterlassung irgendwelcher Fehlbeträge abgeschlossen
halten . Das im Laufe der Nächsten Zeit mit Hilfe der neuen Etais-
ausstellnng und der Anlage der Lagerbücher und Inventuren zur
einwandfreien Feststellung gelangende Vermögen der Stadt über¬
steigt die Schulden in einer Weise, die jede Befürchtung ausschtießt.
Und sollte der Krieg, was wir alle nicht hoffen, erst mit Ende de»
Jahre ?, dessen Voranschlag wir heute beraten , zu Ende gehen, so
hätten wir vielleicht mit einer Mehrschuldcnlaft von 10 Millionen
oder mit einer den Voranschlag dauernd belastenden Mehrausgabe^
von etwa 600 000 Marl zu rechnen, also mit eitlem Ausfall , mit dem
wir schon einmal nach der Aushebung der Akzise zu rechnen hatten,
der gedeckt wurde, ohne daß die Finanzen in empfindlichster Weise
berührt wurden . Ich bin mir wohl bewußt , daß in dieser A'uf-
iassung vielleicht ein zu großer Optimismus liegt angesichts der ge¬
waltigen Lasten, die der Krieg dem Reich 'gebracht bat und damit
auch dem Bürger bringen wird . Aber ich fühle mich bei genauer
Kenntnis der Leistungsfähigkeit unserer Finanzen trotzdem nicht
verpflichtet, die Zukuns«»iinserer Stadt als wenig hoffnungsvoll an¬
zusehen; e§ ist in Wiesbaden schließlich immer besser gegangen , <i !S.
man im voraus vermutete , und cs wird auch nach dcni Kriege besser
gehen, als viele erwarten . Mit dem Frieden , der doch einmal kom¬
men muß, und der Besserung der wirtschaftlichen Verhältnisse , dir
lvir alle bestimmt erwarten dürfen, wicrd schon wieder größere Hoff¬
nung und größeres Vertrauen seinen Einzug a»ck bei denen halt '«',
di: beute Stunden des Verzagens nickt von sich weisen können.

Meine Herren ! Wir haben ein schweres Jahr hinter uns , das
schwerste, das die Stadt seit ihrem Bestehen wohl erlebt hat. Wir
lmben eine außerordentliche Arbeitslast und völlig neue Ausgab-m-
belvältigcn müssen und haben in dieser Zeit noch 921 eingcschnlte
Beamte und Arbeiter durch Einziehung z.>w Heeresdienst verloren;
cs wäre deshalb unrecht von mir , wenn ?'■ nicht die Gelegenheit be¬
nutzen wollte , an dieser Stelle meinen Mitar 'eitern im Magistrat
und den Beamten und Arbeitern der Stad : meine» herzlichsten Dank
auszu sprechen sür die Mühen und. Sorgen, die sie hinter sich haben,
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für ihre unter den widrigsten Verhältnissen zu erledigende auf.
l reibende Tätigkeit , die bei vielen die Grenze des Möglichen erreicht
' hat ; der gleiche Dank gilt den Herren Stadtverordneten , die in den
Kommissionen treu« Arbeit geleistet haben, den in der städtischen

, Verwaltung ehrenamtlich tätigen Herren , nicht in letzter Linie vor
allem aber auch der Stadtverordnetenversammlung.

; Meine Herren ! Es sind nahezu zwei Jahre verflossen, seit wir
hier unsere Kriegssttzungen abhalten und beraten , was zu tun ist,

» um die Bevölkerung durchzuhalten und sic zu stützen in mancher
I Bedrängnis . Die Würdigung dessen, was lvir geschaffen haben, wird
1 einer späteren ruhigeren Zeit Vorbehalten sein. Ich möchte herzlich

dankend feststellen, daß Sie zu verschiedenen Malen einstimmig dem
Magistrat Zustimmung und Anerkennung ausgesprochen haben und
das; unsere gemeinsame Arbeit getragen war von dem in so schwerer
Zeit unentbehrlichen Geist des gegenseitigen Verstehens und Ver¬
trauens , von jenem Geiste , der jedem Stande das Seine zukommen
läßt , der sich nicht verliert in einseitiger Vertretung besonderer
Interessen . Und wenn ich noch hervorheben darf, daß unsere Ver¬
handlungen während dieser schweren Zeit niemals von einem Miss¬
ion getrübt wurden , so darf ich es andererseits auch freudig be¬
grüßen als ein Zeichen beginnender Stärkung des Gemeinsinns und
bet Liebe zur Stadt , daß seit Kriegsbeginn durch den Opferwillen
einzelner Einwohner der "ädtischcn Verwaltung Zuwendungen von
114 Million gemacht worden sind zum Wähle ' des Ganzen . Das
alles gibt mir die Hoffnung , daß auch die kommende Friedensarbeit
von dem gleichen Geiste getragen werde und daß es auch hier in
Wiesbaden gelingen möge , die geschlagenen Wunden zu heilen und
neues Leben blühen zu lassen aus den gewaltigen Taten und Opfern
unseres Volkes.

Auf Antrag des Stadtverordneten Wolfs wurde von einer Dis¬
kussion abgesehen und der Haushaltsplan im ganzen nach den An¬
trägen des Finanzausschusses genehmigt.

Nachdem noch Zimmermeister Rossel in die Einkommcnsteuer-
[ Voreinschätzungskommission gewählt und die Pensionierung eines
“ Mitgliedes der Kurkapelle gutgeheißen Irwrden war , wurde in eine
-geheime Sitzung eingetreten , an der auch die Vertreter der Presse
: teilnahmen.

Schwerer Uttfoß . Heute mittag kurz vor 12 Uhr wurde
ein älterer Mann von der Elektrischen überfahren und schwer
verletzt. Der Unfall ereignete sich an der grünen Linie
zwischen der Ringkirche und der Bleichstraße. An dem Auf¬
kommen des Verletzten wird gezweifelt.

Mus-en umliegen-en Nreijen.
Ein Theoiogenstreit in Hessen.

Schon seit Jahren läuft die hessische evangelische Orthodoxie
Sturm gegen die Zusammensetzung der Gießcnex theologischen Fa¬
kultät au ? nur modern gerichteten Professoren . Selbst vor Ver¬
suchen zu behördlichen Eingriffen in die akademische Lehrfreiheit sind
jene Kreise nicht zurückgeschreckt. Die Regierung berief sich immer
wieder auf das nach den gesetzlichen Bestimmungen der Fakultät
zustchendc Vorschlagsrccht ; ein Eingriff hierin würde eine Beein¬
trächtigung der akademischen Lehrfreiheit bedeuten. Nun wurde vor
einigen Wochen nach Gießen der Theologe Professor Busse  be¬
rufen, der der sogenannten Naumannschen Richtung sehr eng ver¬
wandt sein soll. Darob Helle Entrüstung bei den Positiven . Na¬
mentlich die dem Frhrn . v. Heyl botmäßige Presse des Landes brachte
ganze Serien von Jeremiaden über die Zukunft des gottlosen Hessen-
landes . Offenbar um diese „kleine aber mächtige Partei " etwas zu
besänftigen , hatte das Obcrkonsistorium eine Vorlage in der Landcs-
synode eingebracht, die es mit der Möglichkeit begründet , die Be¬
dürfnisse der Gemeinden nach Geistlichen positiver Richtung befrie¬
digen zu können. Für hessische Theologen besteht nämlich der Eiche¬
ner Examenzwang .. Nach der Vorlage des Oberkonsistoriums kann
in Zukunft die vor der theologischen Fakultät einer anderen deutt
sehen Universität abgelegte Prüfung durch das Oberkonsistorium
der Fakultätsprüfung vor der theologischen Fakultät der Landcs-
universität zu Gießen gleichgeachtet werden.

Es schien nun , als ob cs in der Synode wegen der Vorlage zu
heftigsten Kämpfen zwischen den beiden Richtungen kommen würde.
Eine Mehrheit , zu der übrigens auch positiv gerichtete Mitglieder

I zahlten, wollte diesen Streit in der Kriegszeit vermeiden und be-
s antragtc ein Ersuchen an das Oberkonsistorium um Zurückziehung

der Vorlage . Das Oberkonsistorium aber erklärte entschieden, dem
nicht entsprechen zu können, und verlangte , gestützt auf die Ge¬
schäftsordnung, eine Beratung , die sehr wohl sich in nur sachlicher
Richtung bewegen könne, ohne den kirchlichen Frieden zu gefährden,
wie die Mehrheit behauptete . Die Ultras bc'. den Orthodoxen
schleuderten der anderen Seite den' Vorwurf der.  Vergewaltigung
entgegen. Von einem zum anderen Tage hatte sich darauf die
Mehrheit auf den erwähnten Beschluß geeinigt , dem auch die andere
Stelle am Freitag beitrat . Die Mehrheit ließ eine Eklärung ab¬
geben, daß sie nur unterm Zwang des Augenblicks handelst Es müsse
der Anschauung entgegengetretcn werden, daß die Fakultätsprüfung
für den Studenten , der den religiösen Standpunkt des Examina¬
tors nicht teile , einen Gewissenszwang , eine Ungerechtigkeit bedeute.
Tie erste Prüfung in Hessen ist eine rein wissenschaftliche und solle
es bleiben ; nur so könnte der hohe Bildungsstand der Geistlichen
bewahrt werden. Di - Erklärung fordert darum vom Obcrkonsisto¬
rium, das abgeänderie Gesetz nur für Ausnahmefälle anzuwenden.

„ Hanau , 26. Juni . (Schwurgericht .) Der Mcineidsprozeß
UBourbonus -Berg hat am Samstag sein Ende erreicht. Die Fort»
»setzung der Zeugenvernehmung ergab, daß Frau Bourbonus einigen
k Zeuginnen im Gefängnis eingcstanden haben soll, die Terminstunde
\ auf der Vorlage abgcändert zu haben. Hervorzuhcben ist noch die
i Aussage der Wahrsagerin Grabow , die vor einiger Zeit hier ihr
k Gewerbe ausübte und angeblich auch einen großen Zulaus hatte.
! Sie sei auch von ihrer Kollegin BourbonuS ausgesucht worden und
ihabc dieser aus den Handlinien geweissagt , daß sie eine Fälschung
; begehen würde, die unter Umständen einen für sic schlimmen Aus-
! gang nehmen könne. Darauf habe die Angeklagte geantwortet:
k„Was Sie da sagen, daö habe ich schon begangen " und habe ihr den
1 ganzen Vorgang erzählt . DoS nach Schluß der Zeugenvernehmung
kerstattete Gutachten des Sachverständigen Sanitätsrat Tr . Hclig-
'mann lautete dahin, daß Frau Bourbonus wohl hysterisch, aber

geistig normal und für ihre Handlungsweise verantwortlich zu
machen ist. Nach den ziemlich umfangreichen Plädoyers der Staats-

[ anwaltschaft und der Verteidiger zogen sich die Geschworenen zurück.
Sie kamen zu dem Wahrspruch „nichtschuldig", worauf die beiden

■Angeklagten freigesprochcn wurden.
Hanau , 26. Juni . (Anmeldung zur Land jt u r m r oIIe .)

; Ter Zivilvorsitzende der Ersatzkommission fordert alle diejenigen
Wehrpflichtigen, die in der Zeit vom 1. April bis 30. Juni 1890 ge-

s baren sind, und diejenigen Wehrpflichtigen älterer Jahrgänge , die
ihre Anmeldung zur Laudsturmrolle für ihren jetzigen Aufenthalts-

i ort etwa noch nicht bewirkt haben, auf , sich bei der Ortsbchörde
•ihres Aufenthaltsortes (die Wehrpflichtigen der Stadt Hanau ein¬

schließlich Kcsselstadt beim städtischen Meldeamt , Langstraße 41) in
der Zeit vom 3. bis 6. Juli d. I . zur Laudsturmrolle anzumclden.
Bei der Anmeldung sind von den sich zum erstenmal Meldenden,
soweit sic nicht am Aufenthaltsorte geboren sind, die Geburtsscheine,
von den übrigen Wehrpflichtigen die in ihrem Besitz befindlichen

; Ausweise vorzulegen . Zur Landfturmrolle Gemeldete, die ihren
Wohnsitz oder Aufenthaltsort verlegen , haben sich bei dem hiesigen

Beilage der „Dolksstimme,,
Zivilvorsitzenden sofort ab- und bei dem Zivilvorsitzenden der Ersatz¬
kommission ihres neuen Wohn- oder Aufenthaltsortes innerhalb
zwei Tagen wieder anzumelden . Ebenso sind Veränderungen des
Wohnortes und der Wohnung innerhalb des Stadt - und Landkreises
Hanau innerhalb , zwei Tagen dem hiesigen Zivilvorsitzenden an-
zuzeigen . Versäumnis der vorgeschriebenen Meldungen hat strenge
Bestrafung zur Folge.

Hanau , 26. Juni . (Vom Arbeitsmarkt .) Bei der städti¬
schen Arbeitsvermittlungsstelle meldeten sich: Arbeitsuchende:
1 Schweizer mit Familie , 1 Gartenarbeitcr , 1 älterer Silberarbeiter,
1 älterer Mechaniker, 1 älterer verheirateter Bäcker, 4 jüngere
Fabrikarbeiter , 2 jüngere Hausburschen, 4 jüngere Tagelöhner , 1
Gartenarbeiterin , 1 Kettenmacherin , 1 Verkäuferin , 1 Monatsfrau
und 2 Stützen ; gesucht werden:  2 landwirtschaftliche Arbeiter,
einige Silberarbeiter , 1 Silberformer , 2 Spengler und Installa¬
teure , 1 Maschinenschlosser, 1 Sattler , Tapezierer und Polsterer,
einige Möbelschreiner, 1 Schuhmacher, 1 Friseur , 1 Weißbinder,
1 Kellner , 1 Schreiber , einige Fabrikarbeiter über 16 Jahre , 2 Fuhr¬
leute , 1 Hausbursche für Metzgerei, 1 Packer, der Zigarren machen
kann, einige kräftige Tagelöhner , einige Silberschmiedlehrlinge , 1
Schreinerlehrling , 1 Bijoutierlehrling , 1 Wagnerlehrling , 1 Wcitz-
binderlchrling , 1 Wasch- und Putzfrau und 14 Dienstmädchen nach
hier.

Enkheim, 25 . Juni . (Der Krieg .) Am Samstag machte die
Ehefrau Anton Jökel ihrem Leben durch Erhängen ein Ende. Die
Ursachen sind Kummer und Nahrungssorgen.

Höchsta. M ., 25. Juni . (Explosiv  n .) In den Farb¬
werken flog in der Samstagnacht ein Chlorbehältcr in die
Luft . Durch die aus strömenden beizenden Gase stellten sich
bei den zahlreichen Arbeitern erhebliche Reizerscheinungen im
Halse und in der Lunge ein . Drei Leute mußten in ärztliche
Behandlung gegeben werden , da die bei ihnen angewandten
Gegenmittel keinen Erfolg hatten.

Oberstedten,L5 . Juni . (Zum L eichcnfu  nd .) Die
Untersuchung in der Hackelschen Leichenftmdangelegenheit hat
noch wenig Klarheit in das rätselhafte Dunkel gebracht. Es
steht nur soviel fest, daß das Kind ans allernächster Nähe er¬
schossen wurde , die Waffe wurde auf den bloßen Körper ge¬
setzt, da kein Kleidungsstück beschädigt. Demnach dürste auch
der Junge kein Opfer eines Wilddiebes geworden sein, wie
man zuerst anuahm . Ter Sachlage nach mutz man jetzt mit
einem Mord rechnen. Die Untersuchung ist noch in vollem
Gange.

Oberurscl , 25 . Juni . (Steuerfrei .) Durch einen
Beschluß der Stadtverordnetenversammlung sind die Kriegs¬
teilnehmer aus der Stadt mit einem bestimmten Jahres¬
einkommen von der Einkommensteuer befreit.

Usingen , 25. Juni . (Wie man den eignen Ge¬
meindemitgliedern das Fleisch entzieht .)
Durch die Stadtverwaltung wurde festgestellt, daß hiesige
Metzger das ihnen für die heimische Bevölkerung zugewiesene
Fleisch nach auswärts  verkauft haben, .sodaß zahlreiche
Familien kein Fleisch erhielten . Einer Wiederholung hat der
Magistrat durch entsprechende Maßnahmen sofort vorgebeugt.

Höchst i . O ., 25. Juni . (Von der Kreuzotter
gebissen .) In der Zeller Feldmark wurde das dreijährige
Kind des Waldarbeiters Schlick von einer Kreuzotter in das
Gesicht gebissen. Das Kind verstarb nach kurzer Zeit an den
durch den Biß verursachten Vergiftungserscheinungen.

Bcnsheim a. B ., 25. Juni . (B r a n d.) Ein Brand zer¬
störte am Samstag nachmittag einest großen Teil der Wirt¬
schaftsgebäude des Maurermeisters Lingelbach. Eine Weiter-
perbreitnng des Feuers auf den angrenzenden Faselhof ver¬
hüteten die in dem Hofe beschäftigten gefangenen Franzosen

Hachenburg, 25 . Juni . (Pocke n.) In der hiesigen
Stadt und der Nachbargcmeinde Altstadt sind in verschiedenen
Fällen Pockenerkrankungen festgestellt worden. Gegen die
Weitcrverbreiiung der Krankheit wurden die umfangreichsten
Maßregeln getroffen . Zwei Personen sind bereits gestorben.

5tus Frankfurt a . M.
Eine eigentümliche Sozialpolitik.

Man schreibt uns : Durch die große Ausdehnung der
Stadt und die sattsam bekannte städtische Wohnungspolitik
sind die Arbeiter und kleinen Angestellten mehr und mehr
vor die Tore der Stadt gedrängt werden und dürfen die Ren¬
tabilität der Straßenbahn steigern . Eine Reihe großer Fir¬
men haben mit Rücksicht auf die weiten Wege zu den Wohn¬
stätten die Mittagpause auf 2% Stunden erhöht. Nur in
den Lebensmittelgeschäften , besonders bei den Großdetnillisten
gewährte man nicht einmal die üblichen 2 Stunden , sondern
nur IV2 Stunden Mittagspause und ließ das Personal sogar
noch eine halbe Stunde frühmorgens früher beginnen . Jetzt,
während des Krieges , strengen sich diese Firmen an, nicht
etwa anständigere Arbeitsbedingungen zu gewähren, sondern
sämtliche Läden der Lebensmittelbranche mittags 1^ Stun¬
den gänzlich zu schließen. Die kleinen. Geschäfte werden bei
diesem Begehren als Vorspann benützt, indem man den allein¬
stehenden Frauen sagt , sie könnten in dieser Verkaufspause
ihre wichtigsten Hausfrauenpflichten erfüllen . Der Nachteil
für das Publikum soll zunächst hier nickst untersucht werden,
aber mit aller Entschiedenheit sollten sich die Angestellten
wehren, wenn diese Maßnahme als ein Segen für sie bezeich¬
net wird . In Wahrheit wird das gänzliche Schließen der
Läden eine weitere Kürzung der Mittagspause bedeuten, denn
erfahrungsgemäß müssen die im Laden befindlichen Kunden
fertig bedient werden , erst dann können die Angestellten an
das Reinigen ihrer Hände und an das Umziehen denken, um
schließlich ordnungsmäßig Türen und Läden zu verschließen
und in großen Betrieben die Kontrolle zu passieren. In der
Praxis wird niemand pünktlich fortkomnitzn, alle aber sollen
pünktlich wieder da sein. Dabei ist jede Minute der diel zu
kurzen Mittagspausd kostbar. Wenn wenigstens bei dieser Ge¬
legenheit die längst nötige und in fortgeschrittenen Betrieben
auch schon bestehende, zum Teil bereits überschrittene zwei¬
stündige Mittagspause eiugeführt würde ! So aber stellt sich
die ganze Maßnahme zuni Vorteil für die Arbeitgeber und
zum Nachteil für die Angestellten heraus . Der eigentliche
Grund für die Mittagsschließung , den man sich aber scheut
öffentlich auszusprechen, ,ist der Verdacht, daß Pübliknm und
Personal in der Mittagszeit bei verminderter Aufsicht am
leichtesten zum Diebstahl Gelegenheit haben. Ter Beweis
hierfür müßte noch erbracht werden . ,

Eine vernünftige Sozialpolitik wäre cs , wenn man sich
in jenen Kreisen endlich entschließen würde , den Angestellten
die wohlverdiente zweistündige Mittagspause  zu
gewähren, morgens cmzusangcn wie geschäftsüblich um 8 Uhr
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und abends , zunächst um 7V&, später um 7 Uhr den Verkauf
zu beenden. Die Mittagspause kann sehr gut in 3 Schichten
von 11 bis 1, 12 bis 2 und 1 bis 3 Uhr erledigt werden. Die
abendliche Arbeitszeitverkürzung läßt den Angestellten der
Lebensmittelbranche die Möglichkeit , an der auch für ihre
Kategorie so nötigen Fortbildung teilnehmen zu können, ein
Theater zu besuchen, ihre eigenen Sachen instand zu halten
oder eine Stunde sommerlicher Herrlichkeit genießen zu kön¬
nen.

Die Herren Arbeitgeber haben von einer einheitlich für
die ganze Branche durchgeführten Arbeitszeitverkürzung abso¬
lut keinen Nachteil , wohl aber den Vorteil einer Stunde Licht-
crsparnis.

Für die Organisationen des kaufmännischen Personals
wäre hier ein gutes Feld zur Betätigung . Jedenfalls sollten
sie das jetzige Ansinnen ohne greifbare Vorteile ablehnen.

Parteikonferenz für - en figitationsbezirk
Frankfurt a . M.

Am Sonntag tagte hier in Gräffs Garten eine außerordent¬
liche Konferenz für den Frankfurter Agitationsbezirk.

Das einzige anwesende Mitglied des Bezirksvorstandes , Genoss:
H ü t t m a n n , machte bei der Eröffnung einige Mitteilungen.
Genosse Graf habe zwar auf Beschluß des Vorstandes die Konferenz
als Vorsitzender einberufen , habe aber , ebenso wie das Vorstands¬
mitglied Genosse Dorschu gegen die Abhaltung Einspruch-,crhoben.
Die beiden Genossen stützen sich auf eine zwischen Parteivorstand
und Parteiausschutz getroffene Vereinbarung , daß während des
Krieges Parteitage und Konferenzen nicht stattfinden , sondern alle
strittigen Fragen nach dem Krieg erledigt werden sollen. Graf
hat es aus diesem Grunde auch abgelehnt , die Leitung der Ver¬
handlungen zu übernehmen . Aus dem gleichen Grunde hat es auch
die Frankfurter Parteiorganisation abgelehnt , die Konferenz zu
beschicken. Auch der Partcivorstand ist deshalb nicht auf ihr ver¬
treten . Die Frankfurter Genossen halten die auf der Konferenz
gefaßten Beschlüsse nicht für bindend.

Zu Vorsitzenden wurden C r a ß (Hanau ) und P 0 r t u u e
(Höchst) gewählt . Vor Eintritt in die Tagesordnung wünschte
Walter (Höchst ) zunächst die Zuständigkeit der Konferenz fest¬
gelegt . Im Gegensatz zum Parteivorstand ist er der Meinung , daß
die Konferenz rechtmäßig tagt . » Er beantragte jedoch, von der
Neuwahl  des Bezirksvorstandes abzusehen und nur Ergänzungs¬
wahlen vorzunehmen . Schnellbacher (Hanau ) ist aus organi¬
satorischen Gründen dagegen . Der Antrag Walter wurde ab»
gelehnt.

Eine längere Erörterung rief ein weiterer von Genossen P 0 r -
tune  gestellter Antrag hervor , der sich auf die Nichtzulassung
der Presseberichterstatter  bezieht . Begründet wird
die Maßregel damit , daß der Vorstand selbst einen Bericht an das
Pressebureau einschicken soll, um eine objektive Berichterstattung zu
ermöglichen. Ein Wiesbadener Delegierter wendet sich dagegen.
Die Berichterstattung dem Vorstand zu überlassen , sei unpraktisch;
sie berge die Gefahr der Einseitigkeit in sich. Dr . Wagner
(Hanau ) unterstützte den Antrag . Gegen die Anwesenheit der
Pressevertreter  habe er nichts einzuwenden ; sie sollten sich
jedoch ehren wörtlich v erpflichten , an Zeitungen,
Organisationen und Behörden keine Berichte zu
liefern.

Zimmcrmann (Frankfurt ) ist gegen die Zulassung der Be¬
richterstatter, weil nach seiner Behauptung die „Volksstimme"
über Parteifragen nicht objektiv berichte und Berichtigungen von
der Redaktion und Geschäftsleitung nicht ausgenommen würden.
Er selbst habe schlimme Erfahrungen gemacht. Plewe (Rödel - ■
heim ) empfiehlt , den Bericht durch den Vorstand Herstellen zu lassen.
Die Leitung der Frankfurter Parteiorganisation handhabe das
auch so. Berges (Bockenheim ) ist deshalb gegen die Bericht¬
erstattung in der „Bolksstimme ", weil das Blatt nach einem Be¬
schluß des erweiterten Vorstandes nicht mehr als Publikations¬
organ des Bezirkes in Betracht komme. Brüh  n e (Frankfurt)
wandte sich entschieden dagegen . Auf der Höchster Konferenz sei
ein ähnlicher Beschluß gefaßt worden , der aber nicht verhindert
habe, daß trotzdem ein vorzeitiger Bericht in der Presse er¬
schienen sei.

Gegen etwa 15 Stimmen wurde die Nichtzulassung der
Presseberichte ! st attungbeschlossen.  Die vier Presse.
Vertreter, lauter parteigenössischc Berichterstatter , ließen durch den
Vorsitzenden erklären , daß sie gegen den von Dr . Wagner auf ihre
Partei - und Berufsehre gerichteten unerhörten Angriff prote¬
stieren und verließen den Saal.

Was ist Delikatetzwurst ? Es gibt Leute , denen ist „alles Wurst".
Aber so einfach ist die Sache doch nicht. Wurst und Wurst ist
zweierlei oder, nach Ansicht unserer Preisprüsungsstelle , sogar
viererlei . Diese Stelle hat unsere Wurst in drei Klassen eingeteilt:
in minder gute , gute und ganz gute . Dem entsprechend sind drei
Höchstpreise geschaffen worden . Dazu kommt noch Wurst, sozusagen
die Ueber-Wurst, die an keinen Höchstpreis gebunden ist. das ist
„Delikatetzwurst , insbesondere Wurstwaren nach Göttinger , Braun¬
schweiger, Thüringer usw . Art ". Dr . Willccke als Mitglied der
Preisprüfungsstelle hatte gleich das Gefühl , daß der Ausdruck nicht
sehr glücklich gewählt sei . Denn was ist Delikateßwurst ? Wo hört
die „ganz gute ", aber noch dem Höchstpreis unterworfene Wurst auf
und wo fängt die Delikateßwurst , bei der der Abrundung nach oben
keine Schranken gesetzt sind, an ? Das Schöffengericht zerbrach sich
über die richtige Antwort auf diese Fragen in seiner letzten Sitzung
stundenlang den Kopf. Weil es seiner eignen Stärke in der Be¬
urteilung von Wurst nicht recht vertraute , hatte es Sachverständige'
zugezogen . Angeklagt war der Metzgermeister Adolf H 0 d e s wegen
Ueberschreitung der Höchstpreise für Preßkopf , Leberwurst und
Blutwurst . Es ist Delikatetzwurst ! sagte er. Die Wurst lag auf dem
Tisch des Hauses und wurde allseitig gekostet. Gute Hausmacher¬
wurst aus tadellosem Material ! war ^daS allgemeine Urteil . Aber
Delikateßwurst ? Der Sachverständige Dr . Willecke  meinte,
eigentliche Delikateßwurst sei durch mancherlei Zusatze, wenn auch
nicht im Nahrungswert verbessert , so doch pikanter, prickelnder ge¬
macht fiti Zunge und Gaumen . Immerhin seien die Geschmäcker
verschieden. Metzgermeister Hessel  als Sachverständiger führte
aus , cs sei nach Thüringer Art hergestellte Wurst, zu deren Be¬
reitung das Fleisch vorgekocht wird . Der Angeklagte hätte diese
Wurst zum Höchstpreise nicht Herstellen können ( ? ? Red. d. V.), ge¬
schweige denn, daß er noch etwas daran verdient hätte. Der Amts¬
anwalt , der sonst von der Wurst sehr befriedigt war , neigte zu der
Ansicht Dr . Willeckes und beantragte 100 Mark Geldstrafe. Das
Gericht erkannte auf Freisprechung . Man könnte, führte der Vor¬
sitzende aus , bei der Interpretation des Begriffs „Delikateßwurst"
sehr wohl der Meinung von Dr . Willccke und dem Amtsanwalt sein,
allein warum sollte man sich nicht an die Interpretation halten , die
in der Verordnung selbst liege ? Da heiße es : „Delikateßwurst,
insbesondere Wurstwaren nach Thüringer usw. Art ". Wurst nach
Thüringer Art sei als» im Sinne der Verordnung Delikateßwurst.
Die Wurst des Angeklagten aber sei nach dem Gutachten des Sach¬
verständigen „nach Thüringer Art " hergestellt , also sei sie Delikaietz-
wurst und es müsse Freisprechung erfolgen . Weniger gutes Material
scheint Herr Hodes bei der Herstellung von gewöhnlicher Blutwurst
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zu verwenden. In dieser hatten sich große Würfel von Flechsen
befunden, die den Kauwerkzeugenden erfolgreichstenWiderstand
leisteten. Dafür muß Hodes SO Mark Geldstrafe bezahlen.

Beschlagnahme der Frühjahrskartoffeln . Im Amtsblatt ver¬
öffentlicht der Magistrat eine Verordnung , nach der die im Stadt¬
bezirk Frankfurt a. M. zum Zweck des Verkaufes angebauten und
geernteten Frühjahrskartoffeln zugunsten der Stadtgemeinde be¬
schlagnahmt werden. Ferner wird die Verfütterung von Früh¬
kartoffeln, die zur menschlichen Nahrung geeignet sind, verboten.
Die Anmeldung hat Schillerplatz 3, 1. St ., Hansa 1384, zu erfolgen.
Als Preis werden vom 1. Juli an bis auf weiteres 9.50 Mark für
den Zentner , gesackt, frei Ablieferung gezahlt.

Verhafteter Mansardendieb . Der Schlosser Heinrich Quäl
aus Kassel, der eine Zeitlang hier in der Kriegkstraße wohnte, hat
in letzter Zeit eine Anzahl Mansardeneinbrüche begangen und ist
dabei feftgenommen worden. Es wurde bei ihm eine große Anzahl
Handwerkszeug, z. B. Winkelmesser, Tiefmeffer, Zangen usw. ge¬
funden. Quäl gibt an, diese Sachen in verschiedenen Fabriken,
in denen er gearbeitet hat, gestohlen zu haben. Geschädigte wollen
sich am Frestag und Samstag , nachmittags zwischen 3 und 4 Uhr,
auf Zimmer 412 des Polizeipräsidiums einfinden.

Ueberschreitung der Höchstpreise. Jur November v. I . bat ein
Borrcheimer Spezereihändler den Landwirt Friedrich Himmelreich
in Niederursel wiederholt um Abgabe von Kartoffeln . Himmelreich
wollte eigentlich keine mehr verkaufen, war aber schließlich bereit,
noch 18 Dopelpzentner zu 8.50 Mark den Doppelzentner abzugeben.
Am Tage, bevor er die Kartoffeln ablieferte, wurden Höchstpreise
festgesetzt, die hinter 8.50 Mark zurückblieben. Ter Spezereihändler
weigerte sich darauf , mehr als den Höchstpreis zu bezahlen; Himmel¬
reich aber pochte auf die Abmachung und klagte aus Zahlung von
8.50 Mark. Er wurde mit seiner Klage abgewiesen und nun noch
obendrein vom Schöffengericht wegen Ueberschreitung der Höchst¬
preise zu 100 Mark Geldstrafe verurteilt.

Betriebsunfall der Waldbahn. Am Samstag nachmittag gegen
4 Uhr sind auf der eingleisigen Strecke zwischen Louisa und Qber-
schweinstiege zwei Waldbahnzüge, von denen der eine an der vor-
geschricbenen Stelle die Kreuzung nicht abgewartet hatte , zusammen¬
gestoßen. Beide Lokomotiven und die Plattformen der ersten Wagen
beider Züge wurden beschädigt, einige Wagenachsen sind entgleist.
Personen wurden nicht verletzt.

Einbruch in die Bahnhofskricgsfürsorge . Der 28jährige
Gärtner Berg  aus Schwanen i. M. verübte heute früh
gegen 4 Uhr in den Räumen der Erfrischungshalle der Kriegs-
fürforge am Hauptbahnhof einen Einbruch. Er hatte bereits
einige Sammelbüchsen erbrochen und entleert , als ein in der
Küche schlafender Koch von dem Geräusch erwachte und den
Einbrecher, der sich mit größter Heftigkeit zur Wehr setzte,
festnachm und ihn der Bahnhofswache zuführte.

Eine Bolksspende für di« deutschen Kriegs- und Zivilgefangenen
findet vom 1.—7. Juli in ganz Deutschland statt. Do? Los der
Deutschen, die in Feindesland eine lange Gefangenschaft ertragen
müssen, ist traurig. Stellenweise herrscht bittere Not. Um sie zu
lindern, sind größere Mittel notwendig, die bei dieser Spende auf¬
gebracht werden sollen. Wie uns mitgeteilt wird, werden der Aus¬
schuß für deutsche Kriegsgefangeneund die Zentralkriegssürsorge zu¬
sammen mit dem Roten Kieuz und dem Vaterländischen Frauenverein,
sowie dem Nationalen Frauendienst die Sammlung durchführen.

Srlefkasten der Neüaktion.
L. 49. Krankheiten des Herzens oder der großen Gefäße. Bei

Besserung können Sie unter den heutigen Verhältnissen wieder
kv. geschrieben werden.

F. M., Ost. 1. Dr . K. Liebknecht stand nie im Offiziersrang;
mit der schon verbüßten Festungshaft hat das nichts zu tun . 2. Eine
Bezeichnung.

Neues aus aller wett.
Bootsunglück auf dem Tegeler See . Auf dem Tegeler

See , der bei dem gestrigen schönen Wetter der Tummelplatz
zahlreicher Boote war, ereignete sich am Nachmittage ein
schweres Unglück. Ein mit 9 Personen besetztes Segelboot
kenterte und sämtliche Insassen, darunter ein 7jähriger Knabe,
fielen ins Wasser. Nachdem einige andere Boote zu Hilfe ge¬
kommen waren, gelang es unter den größten Anstrenm,
eine Person nach der anderen aus dem Wasser zu ziehen. Der
Besitzer des verunglückten Segelbootes , der Kaufmann Tetzke
aus Schöneberg, war völlig erschöpft, als er in eines der
Boote gezogen wurde ; von seinen beiden Töchtern konnte nur
die eine gerettet werden, während die zweite den Tod in den
fluten fand. — Laut „Berliner Tageblatt " ergaben die be¬
hördlichen Ermittelungen , daß der Unfall durch eine Unvor¬
sichtigkeit des am Steuer sitzenden Mannes herbeigeführt
wurde. _

Zur gefälligen Beachtung!
Die Trägpr bezw. Vertrauensleute der entfernter gelegenen

Orte , die nicht durch Expreßboten bestellt werden können, müssen
ihre Bestellung allmonatlich bis zum 25. aufgegeben haben, sonst
tritt eine Verzögerung durch die Post ein.

Wir können nicht einfach die Zahl des Vormonats überweisen,
da die Abonnentenzahl oft wechselt und wir für zu viel über-
wiesene Exemplare di« Postgebühr bezahlen . Deshalb müssen wir
unbedingt auf regelmäßige Bestellung bestehen.

Für Juli  haben noch nicht bestellt: Bermbach, Bönstadt, Ilben¬
stadt, Gr.-Karben, Kirn (Nahe) , Neunkirchen(Saar), Obermörlen,
Sinn (Dillkreis), Södel b. Wölfersheim, Steinfischbach, Wallrabenstein,
Wißmar b. Gießen.

Die Expedition.

Die Obstversorgung und dieZ.-L.-G.
Die Zentral -Einkaufsgcsellschaft schreibt uns : Da in jüngster

Zeit in der deutschen Presse vielfach Angriffe auf die Organisation
der Obst- und Gemüseausfuhr aus Belgien durch die Zentral -Ein-
laufsgesellschaft gerichtet sind, die auf völliger Unkenntnis des Sach¬
verhalts beruhen, bitten wir folgende aufklärcnde Mitteilungen
zur Kenntnis zu nehmen und Ihren Lesern zu unterbreiten:

Es ist nicht wahr, daß unsere Obstzentrale Brüssel aus einer
Reihe von Herren besteht, die allein ein Recht hätten , Obst und Ge¬
müse aus Belgien nach Deutschland einzuführen, und die dieses Recht
mißbrauchen, indem sie Ware in fremde Distrikte oder ins Ausland
senden, statt sie an die deutschen Städte abzusctzen, die Verkaufs¬
preise und Nutzen vorschreiben. Es handelt sich vielmehr um ein
Konsortium von nunmehr 16 deutschen Obst- und Gemüsehändlern,
das für den Fall gegründet worden ist, daß die deutschen Städte,
denen das belgische Obst und Gemüse stets in erster Linie zur Ver¬
fügung gestellt wird, nicht in der Lage wären, die gesamte Menge
abzunchmen. Die Mitglieder des Konsortiums haben die Verpflich¬
tung übernommen, in diesem Falle das überschüssige Quantum
ohne weiteres auf eigene Rechnung zu übernehmen. Die Geschäfte
haben sich indes so gut abgewickelt, daß die Hilfe des Konsortiums
nur in der ersten Zeit seines Bestehens in Anspruch genommen wer¬
den brauchte. Von den aus Belgien ausgeführten Mengen haben
die Mitglieder des Konsortiums überhaupt nur einen verschwinden¬
den Bruchteil erhalten , davon mehr als die Hälfte im ersten Monat
des Bestehens der Obstzentrale, in den letzten Monaten überhaupt
nichts mehr. Seitdem sind die Funktionen des Konsortiums ledig¬
lich die eines Beirates von Fachleuten gewesen.

Dü Obstzentrale hat wahrend der ganzen Dauer ihrer Tätigkeit
regelmäßig chre Offerten allen Kommunen in Deutschland, die sich
für den Bezug von belgischem Obst und Gemüse' interessiert haben,
gemacht und entweder an die Kommunalverwaltungen direkt ge¬
liefert oder an solche Händler, die durch die Kommunalverwaltungen
sich das Recht auf den Bezug dieser Ware hatten geben lassen.
Diesen Händlern ist von der Obstzentrale die Verpflichtung auferlegt
worden, das aus Belgien bezogene Obst und Gemüse nur in ihrem
eigenen Bezirk und mit einem mäßigen Nutzen zu verkaufen. Die
betreffenden Kommunalverwaltungen sind von der Obstzentrale er¬
sucht worden, eine Kontrolle über diese Händler auszuüben , daß
diese den ihnen auferlegten Verpflichtungen Nachkommen. Leider
sind in einigen Fällen die Kommunen nicht imstande gewesen, zu
verhindern, daß einige Händler, entgegen den ihnen gestellten Be¬
dingungen, das Obst mit großem Gewinn aus ihrem eigenen Bezirk
nach anderen Bezirken ausgeführt haben. Die Obstzentrale hat
in jedem Falle, in dem sie Kenntnis von derartigen Uebertretungcn
erhalten hat, ihrerseits die betreffenden Kommunalverwaltungen auf
die jeweiligen Mißstände aufmerksam gemacht. Sie selbst kann,
wenn die Kommunen nicht in ihrem eigenen Interesse für ihre Bür¬
ger in genügendem Umfange sorgen, nur insoweit den Mißständen
entgegentreten, daß sie diejenigen Firmen , die Uebertretungen be¬
gangen haben, nicht wieder beliefern. In einem besonders krassen
Fall hat die Obstzentrale es durchgesetzt, daß eine Händlerfirma
einen von ihr erzielten übermäßigen Gewinn zugunsten des Roten
Kreuzes auszahlte.

Auch die Behauptung, daß durch die Tätigkeit der Obstzentrale
große Mengen Zichoriengemüsenach Holland gesandt und dort meist¬
bietend in Auktionen versteigert worden seien, statt der deutschen
Volksernährung zu dienen, ist völlig aus der Luft gegriffen. Das
Zichoriengemüseist nahezu restlos nach Deutschland versandt worden.

Von den Treibhaustrauben , die kein Volksnahrungsmittel , son¬
dern ein Luxusartikel sind, sind allerdings große Quantitäten nach
Holland geschickt worden. Diese Maßregel hat die Obstzentrale im
Aufträge der deutschen Verwaltung in Belgien vorgenommen. Die
durch den Versand eines für Deutschland entbehrlichen Genußmittels
nach Holland zu sehr günstigen Bedingungen beschafften holländi¬
schen Zahlungsmittel sind zum Erwerb von Steck- und anderen
Rüben benutzt worden, die ausnahmslos den deutschen Kommunen
zugeführt worden sind.

Telegramme.
Rücktritt eines englischen Ministers.

London, 25. Juni . (W. B. Nichtamtlich.) Der Land-
wirtschastsminister Lord Selborne ist zurückgetre-
t e n.

Zleischverteilung.
Die Fleischbezugsscheine für Hotels , Anstalten « sw.

für die am Mittwoch  den28 . dtMtS . beginnende Berteilungs-
woche werden von

Montag - e» 26. Juni
ab während der üblichen Dienststunden im Zimmer 38 des
Rathauses verausgabt.

Die Bezugsscheine für die abgelaufene Woche sind mit»
zubringen. mm

Wiesbaden, den 24. Juni 1916.
Der Magistrat.

Abgabe von Kartoffeln
und vörrgemüfe.

Bon Montag den 26 . Inn » ab werden alle vor diesen»
Tage gültigen Kartoffelmarken und Kartoffelzusatz¬
marken für ungültig erklärt. Zusatzmarken können vom
26. Juni ab nicht mehr abgegeben werden. Bon Montag den
26. Juni ab werden auf eine auf einen Kumpf lautende
Kartoffelmarke nur 5 Pfund Kartoffeln abgegeben.

Als Ersatz für die pro Kartoffelmarke in Abzug gekommenen
2 Pfund Kartoffeln werden bis auf weiteres 100 Gramm Dörr,
gemüse abgegeben, jedoch nur in '/--Pfund -Paketen, sodaß für
jeweils 1 bis 3 Karwffelmarken, auf die je 5 Pfund Kartoffeln
bezogen werden, gleichzeitig Vr Piund Dörrgemüse bezogen
werden kann. Das Dörrgeniüse wird an die Einwohnerschaft
bis zu einem Einkommen von 5000 Mark zu 30 Pfg. das
halbe Pfund - Paket abgegeben. Personen, die einen roten
Stempel auf ihrer Brotausweiskarte nicht haben, erhalten
das Dörrgemüse zur« Preise von 30 Pfg. ohne weiteren Nach¬
weis ; diejenigen Personen, die einen roten Stempel auf ihrer
Brotausweiskarte haben, aber nur dann, wenn sie ein Ein¬
kommen von 3000 bis 5000 Mark haben und ihren Stcuer-
zettel vorlegcn.

Der Verkauf der Dörrgemüse an die vorgenannten Per-
sonen erfolgt gleichzeitig mir dem Verkauf der Kartoffeln an
der Kartoffelkasse im Museum bezw. an dem Marktstand.

Personen, die ein Einkommen über 5000 Mark haben,
können Dörrgemüse nur in den hiesigen einschlägigen Ge^
schäften kaufen. W13«

Der Kartoffelpreis bleibt wie seither bestehen.
Wiesbaden, den 24. Juni 1916.

Der Magistrat.

Anmeldung
zur Landsturmrolle

(Stadtkreis Wiesbaden ) .
Die in der Zeit vom 1. April bis 30 . Juni 1890

geborenen Landsturmpffichtigen werden hiermit auf¬
gefordert , sich am Donnerstag öen 29 . unü Zreitag üen
ZS. Juni ü. Fs., vorm, von S bis 12V* Uhr, unter
Vorlage ihrer Geburtsscheine oder anderer behördlicher
Urkunden (Jnvalidenkarte , Arbeitsbuch usw.) im Nathause,
Zimmer Nr. 27, zu melden.

Wiesbaden,  den 23. Juni 1916.
W1304 Der Magistrat.

Sammelt Obstkerne!
Die durch den Krieg herbeigeführte Absperrung Deutsch¬

lands von der auswärtigen Zufuhr macht sich besonders auf
dem Gebiete der Oele und Fette in iinmer steigendem Maße
fühlbar . Der Kriegsausschuß für Oele und Fette in Berlin
hat deshalb eine umfassende Sammlung der ölhaltigen Obst-
kerne in die Wege geleitet. Für die Stadt Wiesbaden ist uns
die Ausführung übertragen . Wir fordern daher alle Ein¬
wohner von Wiesbaden zur Sanunlung von Obstkernen für
die Oelgewinnung auf. Jeder sammle! Jeder Kern ist
wichtig!

Zu sammeln sind nur Kürbiskcrne, Kerne von Kirschen
(auch Sauerkirschen), Pflaumen und Zwetschen, Mirabellen.
Reineklauden und Aprikosen (nicht Pfirsichkerne). Auch Kerne
von gekochtem und gedörrtem Obst können verwendet werden.

Die einzelnen Kerngattungen dürfen nicht mit einander
vermischt werden. ,

Die gesammelten Kerne bitten wir abzuliefern an die
Abteilung VI des Kreiskomitces vom Roten Kreuz, Mainzer
Straße 19, woselbst auch Merkblätter über die Kcrnsammlung
zu haben sind.

Auf Verlangen wird gezahlt für das Kilogramm Kürbis - jj
kerne 20 Pfennig , für das Kilogramm aller übrigen Kerne -
15 Pfennig . 25?1300

vaterlänüischer Zrauen- flbt. VI- es Nreiskomitees
_ verein._vom Noten Rreuz.
Gewerkschaftshaus Wiesbaden

Wellritzstr. 49. (Zentralherberge) Wellritzstr,49.
Billige Speisen und Getränke.

W Kegelbahn and angenehme Anfenthaltsränme . "WG
Hält sich allen Freunden sowie auswärtigen Gewerkschaften und Vereinen

bei Ausflügen bestens empfohlen. 01030

Bormass 95 Pf g . - T age
in der Haushalt -Abteilung.

Es kommen in grosser Auswahl Haushalt « and Al ^irtschaftsivareii,
welche fast durchweg sonst einen höheren Wert haben , zum Verkauf.

Preiswerte Auslagen in Papierwaren , Büchern, Schmuck - und Lederwaren , Parfümerien.

Warenhaus Julius Bormass i : Wiesbaden
W1307
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